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1. Abschnitt 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1  
Geltungsbereich 

(1) 1Dieser Tarifvertrag gilt für Angestellte, Arbeiterinnen und Arbeiter, deren Ar
beitsverhältnis zum Bund über den 30. September 2005 hinaus fortbesteht, und 
die am 1. Oktober 2005 unter den Geltungsbereich des Tarifvertrages für den 
öffentlichen Dienst (TVöD) fallen, für die Dauer des ununterbrochen fortbeste
henden Arbeitsverhältnisses. 2Dieser Tarifvertrag gilt ferner für die unter § 19 
Abs. 2 fallenden Beschäftigten. 

Protokollerklärung zu Absatz 1 Satz 1: 
Unterbrechungen von bis zu einem Monat sind unschädlich. 

(2) Nur soweit nachfolgend ausdrücklich bestimmt, gelten die Vorschriften dieses 
Tarifvertrages auch für Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis zum Bund nach 
dem 30. September 2005 beginnt und die unter den Geltungsbereich des TVöD 
fallen.  

(3) (aufgehoben mit Wirkung vom 1. März 2017) 

(4) Die Bestimmungen des TVöD gelten, soweit dieser Tarifvertrag keine abwei
chenden Regelungen trifft. 

§ 2  
Ersetzung bisheriger Tarifverträge durch den TVöD 

(1) 1Der TVöD ersetzt in Verbindung mit diesem Tarifvertrag für den Bereich des 
Bundes die in Anlage 1 TVÜ-Bund Teil A und Anlage 1 TVÜ-Bund Teil B aufge
führten Tarifverträge (einschließlich Anlagen) bzw. Tarifvertragsregelungen, so
weit im TVöD, in diesem Tarifvertrag oder in den Anlagen nicht ausdrücklich et
was anderes bestimmt ist. 2Die Ersetzung erfolgt mit Wirkung vom 1. Oktober 
2005, soweit kein abweichender Termin bestimmt ist. 

Protokollerklärung zu Absatz 1: 
1Die noch abschließend zu verhandelnde Anlage 1 TVÜ-Bund Teil B (Negativ-
liste) enthält - über die Anlage 1 TVÜ-Bund Teil A hinaus - die Tarifverträge 
bzw. die Tarifvertragsregelungen, die am 1. Oktober 2005 ohne Nachwirkung 
außer Kraft treten. 2Ist für diese Tarifvorschriften in der Negativliste ein abwei
chender Zeitpunkt für das Außerkrafttreten bzw. eine vorübergehende Fortgel
tung vereinbart, beschränkt sich die Fortgeltung dieser Tarifverträge auf deren 
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bisherigen Geltungsbereich (Arbeiter/Angestellte; Tarifgebiet Ost/Tarifgebiet 
West usw.). 

(2) 1Im Übrigen werden solche Tarifvertragsregelungen mit Wirkung vom 1. Okto
ber 2005 ersetzt, die  

— materiell in Widerspruch zu Regelungen des TVöD bzw. dieses Tarifver
trages stehen,  

— einen Regelungsinhalt haben, der nach dem Willen der Tarifvertragspar
teien durch den TVöD bzw. diesen Tarifvertrag ersetzt oder aufgehoben 
worden ist, oder 

— zusammen mit dem TVöD bzw. diesem Tarifvertrag zu Doppelleistungen 
führen würden. 

(3) 1Die in der Anlage 1 TVÜ-Bund Teil C aufgeführten Tarifverträge und Tarifver
tragsregelungen gelten fort, soweit im TVöD, in diesem Tarifvertrag oder in den 
Anlagen nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 2Die Fortgeltung erfasst 
auch Beschäftigte im Sinne des § 1 Abs. 2. 

Protokollerklärung zu Absatz 3:  
Die Fortgeltung dieser Tarifverträge beschränkt sich auf den bisherigen Gel
tungsbereich (Arbeiter/Angestellte; Tarifgebiet Ost/Tarifgebiet West usw.). 

(4) Soweit in nicht ersetzten Tarifverträgen und Tarifvertragsregelungen auf Vor
schriften verwiesen wird, die aufgehoben oder ersetzt worden sind, gelten an 
deren Stelle bis zu einer redaktionellen Anpassung die Regelungen des TVöD 
bzw. dieses Tarifvertrages entsprechend. 

2. Abschnitt 
Überleitungsregelungen 

§ 3 
Überleitung in den TVöD 

Die von § 1 Abs. 1 erfassten Beschäftigten werden am 1. Oktober 2005 gemäß den 
nachfolgenden Regelungen in den TVöD übergeleitet.  
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§ 4 
Zuordnung der Vergütungs- und Lohngruppen  

(1) Für die Überleitung der Beschäftigten wird ihre Vergütungs- bzw. Lohngruppe 
(§ 22 BAT/BAT-O bzw. entsprechende Regelungen für Arbeiterinnen und Arbei
ter bzw. besondere tarifvertragliche Vorschriften für bestimmte Berufsgruppen) 
nach der Anlage 2 TVÜ-Bund den Entgeltgruppen des TVöD zugeordnet.  

(2) Beschäftigte, die im Oktober 2005 bei Fortgeltung des bisherigen Tarifrechts die 
Voraussetzungen für einen Bewährungs-, Fallgruppen- oder Tätigkeitsaufstieg 
erfüllt hätten, werden für die Überleitung so behandelt, als wären sie bereits im 
September 2005 höhergruppiert bzw. höher eingereiht worden. 

(3) Beschäftigte, die im Oktober 2005 bei Fortgeltung des bisherigen Tarifrechts in 
eine niedrigere Vergütungs- bzw. Lohngruppe eingruppiert bzw. eingereiht wor
den wären, werden für die Überleitung so behandelt, als wären sie bereits im 
September 2005 herabgruppiert bzw. niedriger eingereiht worden. 

§ 5 
Vergleichsentgelt 

(1) Für die Zuordnung zu den Stufen der Entgelttabelle des TVöD wird für die Be
schäftigten nach § 4 ein Vergleichsentgelt auf der Grundlage der im September 
2005 erhaltenen Bezüge gemäß den Absätzen 2 bis 7 gebildet. 

(2) 1Bei Beschäftigten aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O setzt sich das 
Vergleichsentgelt aus Grundvergütung, allgemeiner Zulage und Ortszuschlag 
der Stufe 1 oder 2 zusammen. 2Ist auch eine andere Person im Sinne von § 29 
Abschn. B Abs. 5 BAT/BAT-O ortszuschlagsberechtigt oder nach beamten-
rechtlichen Grundsätzen familienzuschlagsberechtigt, wird nur die Stufe 1 zu
grunde gelegt; findet der TVöD am 1. Oktober 2005 auch auf die andere Person 
Anwendung, geht der jeweils individuell zustehende Teil des Unterschiedsbetra
ges zwischen den Stufen 1 und 2 des Ortszuschlags in das Vergleichsentgelt 
ein. 3Ferner fließen im September 2005 tarifvertraglich zustehende Funktions
zulagen insoweit in das Vergleichsentgelt ein, als sie nach dem TVöD nicht 
mehr vorgesehen sind. 4Erhalten Beschäftigte eine Gesamtvergütung (§ 30 
BAT/BAT-O), bildet diese das Vergleichsentgelt. 5Bei Lehrkräften im Sinne der 
Vorbemerkung Nr. 5 zu allen Vergütungsgruppen der Anlage 1 a zum 
BAT/BAT-O wird die Zulage nach § 2 Absatz 3 des Tarifvertrages über Zulagen 
an Angestellte in das Vergleichsentgelt eingerechnet. 6Abweichend von Satz 5 
wird bei Lehrkräften, die am 30. September 2005 einen Anspruch auf die Zu
lage nach dem Erlass des Bundesministeriums der Verteidigung vom 31. März 
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1998 – PSZ II 4 (S II 3) – Az 18-20-02 haben, die Zulage nach § 2 Abs. 2 
Buchst. c des Tarifvertrages über Zulagen an Angestellte, und bei Lehrkräften, 
die einen arbeitsvertraglichen Anspruch auf Zahlung einer allgemeinen Zulage 
wie die unter die Anlage 1 a zum BAT/BAT-O fallenden Angestellten haben, 
diese Zulage in das Vergleichsentgelt eingerechnet. 

Protokollerklärungen zu Absatz 2 Satz 2: 
1. Findet der TVöD am 1. Oktober 2005 für beide Beschäftigte Anwendung 

und hat einer der beiden im September 2005 keine Bezüge erhalten we
gen Elternzeit, Wehr- oder Zivildienstes, unbezahlten Sonderurlaubs auf
grund von Familienpflichten im Sinne des § 4 Abs. 2 BgleiG vom 30. No
vember 2001 (BGBl. I S. 3234), Sonderurlaubs, bei dem der Arbeitgeber 
vor Antritt ein dienstliches oder betriebliches Interesse an der Beurlaubung 
anerkannt hat, Bezuges einer Rente auf Zeit wegen verminderter Erwerbs
fähigkeit oder wegen Ablaufs der Krankenbezugsfristen, erhält die/der an
dere Beschäftigte zusätzlich zu ihrem/seinem Entgelt den Differenzbetrag 
zwischen dem ihr/ihm im September 2005 individuell zustehenden Teil des 
Unterschiedsbetrages zwischen der Stufe 1 und 2 des Ortszuschlags und 
dem vollen Unterschiedsbetrag als Besitzstandszulage. 

2. Hat die andere ortszuschlagsberechtigte oder nach beamtenrechtlichen 
Grundsätzen familienzuschlagsberechtigte Person im September 2005 
aus den in Nr. 1 genannten Gründen keine Bezüge erhalten, erhält die/der 
in den TVöD übergeleitete Beschäftigte zusätzlich zu ihrem/seinem Entgelt 
den vollen Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 1 und der Stufe 2 des 
Ortszuschlags als Besitzstandszulage. 

3. 1Ist die andere ortszuschlagsberechtigte oder familienzuschlagsberech
tigte Person im September 2005 aus dem öffentlichen Dienst ausgeschie
den, ist das Tabellenentgelt neu zu ermitteln. 2Basis ist dabei die Stufen
zuordnung nach § 6 Abs. 1 Satz 2, die sich zum 1. Oktober 2007 ergeben 
hätte, wenn das Vergleichsentgelt unter Berücksichtigung der Stufe 2 des 
Ortszuschlags gebildet worden wäre. 

4. 1Die Besitzstandszulage nach den Nrn. 1 und 2 oder das neu ermittelte 
Tabellenentgelt nach Nr. 3 wird auf einen bis zum 30. September 2008 zu 
stellenden schriftlichen Antrag (Ausschlussfrist) vom 1. Juli 2008 an ge
zahlt. 2Ist eine entsprechende Leistung bis zum 31. März 2008 schriftlich 
geltend gemacht worden, erfolgt die Zahlung vom 1. Juni 2008 an.  

5. 1In den Fällen der Nrn. 1 und 2 wird bei Stufensteigerungen und Höher
gruppierungen der Unterschiedsbetrag zum bisherigen Entgelt auf die Be
sitzstandszulage angerechnet. 2Die/Der Beschäftigte hat das Vorliegen 
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der Voraussetzungen der Nrn. 1 und 2 nachzuweisen und Änderungen an
zuzeigen. 3Die Besitzstandszulage nach den Nrn. 1 und 2 entfällt mit Ab
lauf des Monats, in dem die/der andere Beschäftigte die Arbeit wieder auf
nimmt. 

Protokollerklärung zu Absatz 2 Satz 3: 
(aufgehoben mit Wirkung vom 01.01. 2014) 

(3) 1Bei Beschäftigten aus dem Geltungsbereich des MTArb/MTArb-O wird der Mo
natstabellenlohn als Vergleichsentgelt zugrunde gelegt. 2Absatz 2 Satz 3 gilt 
entsprechend. 3Erhalten Beschäftigte Lohn nach § 23 Abs. 1 MTArb/MTArb-O, 
bildet dieser das Vergleichsentgelt. 

(4) 1Beschäftigte, die im Oktober 2005 bei Fortgeltung des bisherigen Rechts die 
Grundvergütung bzw. den Monatstabellenlohn der nächsthöheren Lebensalters- 
bzw. Lohnstufe erhalten hätten, werden für die Bemessung des Vergleichsent
gelts so behandelt, als wäre der Stufenaufstieg bereits im September 2005 er
folgt. 2§ 4 Abs. 2 und 3 gilt bei der Bemessung des Vergleichsentgelts entspre
chend. 

(5) Bei Teilzeitbeschäftigten wird das Vergleichsentgelt auf der Grundlage eines 
vergleichbaren Vollzeitbeschäftigten bestimmt.  

Protokollerklärung zu § 5 Abs. 5: 
1Lediglich das Vergleichsentgelt wird auf der Grundlage eines entsprechenden 
Vollzeitbeschäftigten ermittelt; sodann wird nach der Stufenzuordnung das zu
stehende Entgelt zeitratierlich berechnet. 2Diese zeitratierliche Kürzung des auf 
den Ehegattenanteil im Ortszuschlag entfallenden Betrages (§ 5 Abs. 2 Satz 2 
2. Halbsatz) unterbleibt nach Maßgabe des § 29 Abschn. B Abs. 5 Satz 2 
BAT/BAT-O. 

(6) Für Beschäftigte, die nicht für alle Tage im September 2005 oder für keinen Tag 
dieses Monats Bezüge erhalten, wird das Vergleichsentgelt so bestimmt, als 
hätten sie für alle Tage dieses Monats Bezüge erhalten; in den Fällen des § 27 
Abschn. A Abs. 7 und Abschn. B Abs. 3 Unterabs. 4 BAT/BAT-O bzw. der ent
sprechenden Regelungen für Arbeiterinnen und Arbeiter werden die Beschäftig
ten für das Vergleichsentgelt so gestellt, als hätten sie am 1. September 2005 
die Arbeit wieder aufgenommen.  

(7) Abweichend von den Absätzen 2 bis 6 wird bei Beschäftigten, die gemäß § 27 
Abschn. A Abs. 8 oder Abschn. B Abs. 7 BAT/BAT-O bzw. den entsprechenden 
Regelungen für Arbeiterinnen und Arbeiter den Unterschiedsbetrag zwischen 
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der Grundvergütung bzw. dem Monatstabellenlohn ihrer bisherigen zur nächst
höheren Lebensalters- bzw. Lohnstufe im September 2005 nur zur Hälfte erhal
ten, für die Bestimmung des Vergleichsentgelts die volle Grundvergütung bzw. 
der volle Monatstabellenlohn aus der nächsthöheren Lebensalters- bzw. Lohn
stufe zugrunde gelegt. 

§ 6 
Stufenzuordnung der Angestellten 

(1) 1Beschäftigte aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O werden einer ihrem 
Vergleichsentgelt entsprechenden individuellen Zwischenstufe der gemäß § 4 
bestimmten Entgeltgruppe zugeordnet. 2Zum 1. Oktober 2007 steigen diese Be
schäftigten in die dem Betrag nach nächsthöhere reguläre Stufe ihrer Entgelt
gruppe auf. 3Der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den Regelungen des 
TVöD.  

(2) 1Werden Beschäftigte vor dem 1. Oktober 2007 höhergruppiert (nach § 8 Abs. 1 
und 3 1. Alternative, § 9 Abs. 3 Buchst. a oder aufgrund Übertragung einer mit 
einer höheren Entgeltgruppe bewerteten Tätigkeit), so erhalten sie in der höhe
ren Entgeltgruppe Tabellenentgelt nach der regulären Stufe, deren Betrag min
destens der individuellen Zwischenstufe entspricht, jedoch nicht weniger als das 
Tabellenentgelt der Stufe 2; der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den 
Regelungen des TVöD. 2In den Fällen des Satzes 1 gilt § 17 Abs. 4 Satz 2 
TVöD entsprechend. 3Werden Beschäftigte vor dem 1. Oktober 2007 herab
gruppiert, werden sie in der niedrigeren Entgeltgruppe derjenigen individuellen 
Zwischenstufe zugeordnet, die sich bei Herabgruppierung im September 2005 
ergeben hätte; der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach Absatz 1 Satz 2 und 
3. 

(3) 1Liegt das Vergleichsentgelt über der höchsten Stufe der gemäß § 4 bestimm
ten Entgeltgruppe, werden die Beschäftigten abweichend von Absatz 1 einer 
dem Vergleichsentgelt entsprechenden individuellen Endstufe zugeordnet; bei 
Lehrkräften im Sinne der Vorbemerkung Nr. 5 zu allen Vergütungsgruppen der 
Anlage 1 a zum BAT/BAT-O gilt dabei die Entgelttabelle des TVöD (Bund) mit 
den Maßgaben des § 19 Abs. 2a. 2Das Entgelt aus der individuellen Endstufe 
gilt als Tabellenentgelt im Sinne des § 15 TVöD. 3Bei einer Höhergruppierung 
aus einer individuellen Endstufe werden die Beschäftigten entsprechend § 17 
Abs. 5 TVöD der Endstufe der höheren Entgeltgruppe zugeordnet. 4Beträgt das 
Tabellenentgelt nach Satz 3 weniger als die Summe aus dem Entgelt der bishe
rigen individuellen Endstufe zuzüglich 2 v. H. der Endstufe der höheren Entgelt
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gruppe, wird die/der Beschäftigte in der höheren Entgeltgruppe erneut einer in
dividuellen Endstufe zugordnet. 5Das Entgelt der neuen individuellen Endstufe 
wird dabei festgesetzt auf die Summe aus dem Entgelt der bisherigen individu
ellen Endstufe zuzüglich 2 v.H. des Tabellenentgelts der Endstufe der höheren 
Entgeltgruppe. 6Der Betrag der individuellen Endstufe verändert sich um den
selben Vomhundertsatz bzw. in demselben Umfang wie die höchste Stufe der 
jeweiligen Entgeltgruppe. 

Protokollerklärung zu Absatz 3:  
(aufgehoben mit Wirkung vom 1. März 2017)  

Protokollerklärung zu Absatz 3 Satz 6: 
Für die Veränderung der Beträge der individuellen Endstufen ab 1. März 2024 
gelten folgende Prozentsätze: 

a) Anlage A (Bund) zum TVöD: 

Entgelt- 
gruppe 

ab 1. März 2024 

15 8,45 % 
14 8,72 % 
13 8,96 % 
12 9,03 % 
11 9,36 % 
10 9,76 % 
9c 9,98 % 
9b 10,15 % 
9a 10,71 % 
8 11,38 % 
7 11,67 % 
6 11,87 % 
5 12,13 % 
4 12,46 % 
3 12,71 % 
2 12,87 % 
1 15,25 % 
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b) Entgeltgruppen 2Ü und 15Ü: 

Entgelt- 
gruppe 

ab 1. März 2024 

15 Ü 8,15 % 
2Ü 13,01 % 

(4) 1Beschäftigte, deren Vergleichsentgelt niedriger ist als das Tabellenentgelt in 
der Stufe 2, werden abweichend von Absatz 1 der Stufe 2 zugeordnet. 2Der 
weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den Regelungen des TVöD. 3Abwei
chend von Satz 1 werden Beschäftigte, denen am 30. September 2005 eine in 
der Allgemeinen Vergütungsordnung (Anlage 1a) durch die Eingruppierung in 
Vergütungsgruppe Va BAT/BAT-O mit Aufstieg nach IVb und IVa BAT/BAT-O 
abgebildete Tätigkeit übertragen ist, der Stufe 1 der Entgeltgruppe 10 zugeord
net. 

§ 7 
Stufenzuordnung der Arbeiterinnen und Arbeiter 

(1) 1Beschäftigte aus dem Geltungsbereich des MTArb/MTArb-O werden entspre
chend ihrer Beschäftigungszeit nach § 6 MTArb/MTArb-O der Stufe der gemäß 
§ 4 bestimmten Entgeltgruppe zugeordnet, die sie erreicht hätten, wenn die Ent
gelttabelle des TVöD bereits seit Beginn ihrer Beschäftigungszeit gegolten 
hätte; Stufe 1 ist hierbei ausnahmslos mit einem Jahr zu berücksichtigen. 2Der 
weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den Regelungen des TVöD.  

(2) § 6 Abs. 3 und Abs. 4 Satz 1 und 2 gilt für Beschäftigte gemäß Absatz 1 ent
sprechend.  

(3) 1Ist das Tabellenentgelt nach Absatz 1 Satz 1 niedriger als das Vergleichsent
gelt, werden die Beschäftigten einer dem Vergleichsentgelt entsprechenden in
dividuellen Zwischenstufe zugeordnet. 2Der Aufstieg aus der individuellen Zwi
schenstufe in die dem Betrag nach nächsthöhere reguläre Stufe ihrer Entgelt
gruppe findet zu dem Zeitpunkt statt, zu dem sie gemäß Absatz 1 Satz 1 die 
Voraussetzungen für diesen Stufenaufstieg aufgrund der Beschäftigungszeit er
füllt haben. 3§ 6 Abs. 3 Satz 4 gilt entsprechend. 

(4) 1Werden Beschäftigte während ihrer Verweildauer in der individuellen Zwi
schenstufe höhergruppiert, erhalten sie in der höheren Entgeltgruppe Tabellen
entgelt nach der regulären Stufe, deren Betrag mindestens der individuellen 
Zwischenstufe entspricht, jedoch nicht weniger als das Tabellenentgelt der 
Stufe 2; der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den Regelungen des 
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TVöD. 2§ 17 Abs. 4 Satz 2 TVöD gilt entsprechend. 3Werden Beschäftigte wäh
rend ihrer Verweildauer in der individuellen Zwischenstufe herabgruppiert, er
folgt die Stufenzuordnung in der niedrigeren Entgeltgruppe, als sei die niedri
gere Einreihung bereits im September 2005 erfolgt; der weitere Stufenaufstieg 
richtet sich bei Zuordnung zu einer individuellen Zwischenstufe nach Absatz 3 
Satz 2, ansonsten nach Absatz 1 Satz 2.  

Protokollerklärung zu den Absätzen 3 und 4: 
(aufgehoben mit Wirkung vom 1. März 2017) 

3. Abschnitt 
Besitzstandsregelungen 

§ 8 
Bewährungs- und Fallgruppenaufstiege  

(1) 1Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O in eine der Entgeltgruppen 3, 5, 6 
oder 8 übergeleitete Beschäftigte, die am 1. Oktober 2005 bei Fortgeltung des 
bisherigen Tarifrechts die für eine Höhergruppierung erforderliche Zeit der Be
währung oder Tätigkeit zur Hälfte erfüllt haben, sind zu dem Zeitpunkt, zu dem 
sie nach bisherigem Recht höhergruppiert wären, in die nächsthöhere Entgelt
gruppe des TVöD eingruppiert. 2Abweichend von Satz 1 erfolgt die Höhergrup
pierung in die Entgeltgruppe 5, wenn die Beschäftigten aus der Vergütungs
gruppe VIII BAT/BAT-O mit ausstehendem Aufstieg nach Vergütungsgruppe VII 
BAT/BAT-O übergeleitet worden sind; sie erfolgt in die Entgeltgruppe 8, wenn 
die Beschäftigten aus der Vergütungsgruppe VIb BAT/BAT-O mit ausstehen
dem Aufstieg nach Vergütungsgruppe Vc BAT/BAT-O übergeleitet worden sind. 
3Voraussetzung für die Höhergruppierung nach Satz 1 und 2 ist, dass  

— zum individuellen Aufstiegszeitpunkt keine Anhaltspunkte vorliegen, die 
bei Fortgeltung des bisherigen Rechts einer Höhergruppierung entgegen
gestanden hätten, und  

— bis zum individuellen Aufstiegszeitpunkt nach Satz 1 weiterhin eine Tätig
keit auszuüben ist, die diesen Aufstieg ermöglicht hätte. 

4Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht in den Fällen des § 4 Abs. 2. 5Erfolgt die Höher
gruppierung vor dem 1. Oktober 2007, gilt – gegebenenfalls unter Berücksichti
gung des Satzes 2 – § 6 Abs. 2 Satz 1 und 2 entsprechend. 

(2) 1Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O in eine der Entgeltgruppen 2 sowie 
9 bis 15 übergeleitete Beschäftigte, die am 1. Oktober 2005 bei Fortgeltung des 



 

13 
 

bisherigen Tarifrechts die für eine Höhergruppierung erforderliche Zeit der Be
währung oder Tätigkeit zur Hälfte erfüllt haben und in der Zeit zwischen dem 
1. November 2005 und dem 30. September 2007 höhergruppiert wären, erhal
ten ab dem Zeitpunkt, zu dem sie nach bisherigem Recht höhergruppiert wären, 
in ihrer bisherigen Entgeltgruppe Entgelt nach derjenigen individuellen Zwi
schen- bzw. Endstufe, die sich ergeben hätte, wenn sich ihr Vergleichsentgelt 
(§ 5) nach der Vergütung aufgrund der Höhergruppierung bestimmt hätte. 2Vo
raussetzung für diesen Stufenaufstieg ist, dass  

— zum individuellen Aufstiegszeitpunkt keine Anhaltspunkte vorliegen, die 
bei Fortgeltung des bisherigen Rechts einer Höhergruppierung entgegen
gestanden hätten, und  

— bis zum individuellen Aufstiegszeitpunkt nach Satz 1 weiterhin eine Tätig
keit auszuüben ist, die diesen Aufstieg ermöglicht hätte. 

3Ein etwaiger Strukturausgleich wird ab dem individuellen Aufstiegszeitpunkt 
nicht mehr gezahlt. 4Der weitere Stufenaufstieg richtet sich bei Zuordnung zu 
einer individuellen Zwischenstufe nach § 6 Abs. 1. 5§ 4 Abs. 2 bleibt unberührt. 
6§ 6 Abs. 3 Sätze 2 bis 6 gelten entsprechend. 

(3) 1Abweichend von Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 gelten die Absätze 1 
bzw. 2 auf schriftlichen Antrag entsprechend für übergeleitete Beschäftigte, die 
bei Fortgeltung des BAT/BAT-O bis spätestens zum 31. Dezember 2013 wegen 
Erfüllung der erforderlichen Zeit der Bewährung oder Tätigkeit höhergruppiert 
worden wären, unabhängig davon, ob die Hälfte der erforderlichen Bewäh
rungs- oder Tätigkeitszeit am Stichtag erfüllt ist. 2In den Fällen des Absatzes 2 
Satz 1 erhalten Beschäftigte, die in der Zeit zwischen dem 1. Oktober 2007 und 
dem 31. Dezember 2013 bei Fortgeltung des BAT/BAT-O höhergruppiert wor
den wären, in ihrer bisherigen Entgeltgruppe Entgelt nach derjenigen individuel
len Zwischen- oder Endstufe, die sich aus der Summe des bisherigen Tabel
lenentgelts und dem nach Absatz 2 ermittelten Höhergruppierungsgewinn nach 
bisherigem Recht ergibt; die Stufenlaufzeit bleibt hiervon unberührt. 3Bei Be
schäftigten mit individueller Endstufe erhöht sich in diesen Fällen ihre individu
elle Endstufe um den nach bisherigem Recht ermittelten Höhergruppierungsge
winn. 4§ 6 Abs. 3 Sätze 2 bis 6 gelten entsprechend. 

Protokollerklärungen zu Absatz 3: 
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1. Wäre die/der Beschäftigte bei Fortgeltung des BAT/BAT-O in der Zeit vom 
1. Oktober 2007 bis 31. Dezember 2007 wegen Erfüllung der Vorausset
zungen des Absatzes 3 höhergruppiert worden, findet Absatz 3 auf schrift
lichen Antrag vom 1. Januar 2008 an Anwendung. 

2. Die individuelle Zwischenstufe verändert sich bei allgemeinen Entgeltan
passungen um den von den Tarifvertragsparteien für die jeweilige Entgelt
gruppe festgelegten Prozentsatz; sie erhöht sich am 1. März 2024 um 
200,00 Euro und anschließend um 5,50 Prozent, mindestens aber um 
340,00 Euro. 

(4) 1Ist bei einer Lehrkraft, die gemäß Nr. 5 der Vorbemerkungen zu allen Vergü
tungsgruppen nicht unter die Anlage 1a zum BAT fällt, eine Höhergruppierung 
nur vom Ablauf einer Bewährungszeit und von der Bewährung abhängig und ist 
am Stichtag die Hälfte der Mindestzeitdauer für einen solchen Aufstieg erfüllt  
oder wäre unabhängig von der Erfüllung der Hälfte der Mindestzeitdauer am 
Stichtag die Lehrkraft bei Fortgeltung des BAT/BAT-O bis spätestens zum 
31. Dezember 2009 wegen Erfüllung der erforderlichen Zeit der Bewährung hö
hergruppiert, erfolgt in den Fällen der Absätze 1 und 3 unter den weiteren dort 
genannten Voraussetzungen zum individuellen Aufstiegszeitpunkt der Aufstieg 
in die nächsthöhere Entgeltgruppe. 2Absatz 1 Satz 2 und Höhergruppierungs
möglichkeiten durch entsprechende Anwendung beamtenrechtlicher Regelun
gen bleiben unberührt. 3Im Fall der Absätze 2 und 3 gilt Satz 1 mit der Maß
gabe, dass anstelle der Höhergruppierung eine Neuberechnung des Vergleichs
entgelts/Entgelts der individuellen Zwischen- bzw. Endstufe nach Absatz 2 be
ziehungsweise Absatz 3 Satz 2 und 3 erfolgt. 

§ 9 
Vergütungsgruppenzulagen 

(1) Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O übergeleitete Beschäftigte, denen 
am 30. September 2005 nach der Vergütungsordnung zum BAT/BAT-O eine 
Vergütungsgruppenzulage zusteht, erhalten in der Entgeltgruppe, in die sie 
übergeleitet werden, eine Besitzstandszulage in Höhe ihrer bisherigen Vergü
tungsgruppenzulage.  

(2) 1Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O übergeleitete Beschäftigte, die bei 
Fortgeltung des bisherigen Rechts nach dem 30. September 2005 eine Vergü
tungsgruppenzulage ohne vorausgehenden Fallgruppenaufstieg erreicht hätten, 
erhalten ab dem Zeitpunkt, zu dem ihnen die Zulage nach bisherigem Recht zu
gestanden hätte, eine Besitzstandszulage. 2Die Höhe der Besitzstandszulage 
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bemisst sich nach dem Betrag, der als Vergütungsgruppenzulage zu zahlen ge
wesen wäre, wenn diese bereits am 30. September 2005 zugestanden hätte. 
3Voraussetzung ist, dass  

— am 1. Oktober 2005 die für die Vergütungsgruppenzulage erforderliche 
Zeit der Bewährung oder Tätigkeit nach Maßgabe des § 23b Abschn. A 
BAT/BAT-O zur Hälfte erfüllt ist, 

— zu diesem Zeitpunkt keine Anhaltspunkte vorliegen, die bei Fortgeltung 
des bisherigen Rechts der Vergütungsgruppenzulage entgegengestanden 
hätten und  

— bis zum individuellen Zeitpunkt nach Satz 1 weiterhin eine Tätigkeit auszu
üben ist, die zu der Vergütungsgruppenzulage geführt hätte. 

(2a) 1Absatz 2 gilt auf schriftlichen Antrag entsprechend für übergeleitete Beschäf
tigte, die bei Fortgeltung des BAT/BAT-O bis spätestens zum 31. Dezember 
2013 wegen Erfüllung der erforderlichen Zeit der Bewährung oder Tätigkeit die 
Voraussetzungen der Vergütungsgruppenzulage erfüllt hätten, unabhängig da
von, ob die Hälfte der erforderlichen Zeit der Bewährung oder Tätigkeit am 
Stichtag erfüllt ist. 2Die Protokollerklärung zu § 8 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(3) 1Für aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O übergeleitete Beschäftigte, die 
bei Fortgeltung des bisherigen Rechts nach dem 30. September 2005 im An
schluss an einen Fallgruppenaufstieg eine Vergütungsgruppenzulage erreicht 
hätten, gilt Folgendes:  

(a) 1In eine der Entgeltgruppen 3, 5, 6 oder 8 übergeleitete Beschäftigte, die 
den Fallgruppenaufstieg am 30. September 2005 noch nicht erreicht ha
ben, sind zu dem Zeitpunkt, zu dem sie nach bisherigem Recht höhergrup
piert worden wären, in die nächsthöhere Entgeltgruppe des TVöD eingrup
piert; § 8 Abs. 1 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend. 2Eine Besitzstandszulage 
für eine Vergütungsgruppenzulage steht nicht zu. 

(b) 1Ist ein der Vergütungsgruppenzulage vorausgehender Fallgruppenauf
stieg am 30. September 2005 bereits erfolgt, gilt Absatz 2 mit der Maß
gabe, dass am 1. Oktober 2005 die Hälfte der Gesamtzeit für den An
spruch auf die Vergütungsgruppenzulage einschließlich der Zeit für den 
vorausgehenden Aufstieg zurückgelegt sein muss oder die Vergütungs
gruppenzulage bei Fortgeltung des bisherigen Rechts bis zum 31. Dezem
ber 2013 erworben worden wäre. 2Im Fall des Satzes 1 2. Alternative wird 
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die Vergütungsgruppenzulage auf schriftlichen Antrag gewährt. 3Die Proto
kollerklärung zu § 8 Abs. 3 gilt entsprechend.  

(c) 1Wäre im Fall des Buchstaben a nach bisherigem Recht der Fallgruppen
aufstieg spätestens am 30. September 2007 erreicht worden, gilt Absatz 2 
mit der Maßgabe, dass am 1. Oktober 2007 die Hälfte der Gesamtzeit für 
den Anspruch auf die Vergütungsgruppenzulage einschließlich der Zeit für 
den vorausgehenden Aufstieg erreicht worden sein muss und die Vergü
tungsgruppenzulage bei Fortgeltung des bisherigen Rechts bis zum 
31. Dezember 2013 erworben worden wäre. 2Die Protokollerklärung zu § 8 
Abs. 3 gilt entsprechend. 

(4) 1Die Besitzstandszulage nach den Absätzen 1, 2 und 3 Buchst. b wird so lange 
gezahlt, wie die anspruchsbegründende Tätigkeit ununterbrochen ausgeübt 
wird und die sonstigen Voraussetzungen für die Vergütungsgruppenzulage 
nach bisherigem Recht weiterhin bestehen. 2Sie verändert sich bei allgemeinen 
Entgeltanpassungen um den von den Tarifvertragsparteien für die jeweilige Ent
geltgruppe festgelegten Vomhundertsatz. 3Daneben steht ein weiterer Anspruch 
auf eine Entgeltgruppenzulage nach dem Tarifvertrag über die Entgeltordnung 
des Bundes nicht zu. 

Protokollerklärungen zu Absatz 4 Sätze 1 und 2: 
1. 1Unterbrechungen wegen Elternzeit, Wehr- oder Zivildienstes, Sonderur

laubs, bei dem der Arbeitgeber vor Antritt ein dienstliches oder betriebli
ches Interesse an der Beurlaubung anerkannt hat, Bezuges einer Rente 
auf Zeit wegen verminderter Erwerbsfähigkeit oder wegen Ablaufs der 
Krankenbezugsfristen sowie wegen vorübergehender Übertragung einer 
höherwertigen Tätigkeit sind unschädlich. 2Bis zum 30. April 2015 sind Un
terbrechungen wegen unbezahlten Sonderurlaubs aufgrund von Familien
pflichten im Sinne des § 4 Abs. 2 BGleiG vom 30. November 2001 (BGBl. I 
S. 3234), das zuletzt durch Artikel 15 Absatz 54 des Gesetzes vom 5. Feb
ruar 2009 (BGBl. I S. 160) geändert worden ist, unschädlich. 3Ab dem 
1. Mai 2015 sind Unterbrechungen wegen unbezahlten Sonderurlaubs 
aufgrund von Familien- und Pflegeaufgaben im Sinne des § 3 Nummer 6 
und 7 BGleiG vom 24. April 2015 (BGBl. I S. 642, 643) in der jeweils gel
tenden Fassung unschädlich. 4In den Fällen, in denen eine Unterbrechung 
aus den in Satz 1 oder 2 genannten Gründen nach dem 30. September 
2005 und vor dem 1. Juli 2008 endet, wird eine Besitzstandszulage nach 
§ 9 Abs. 1, 2 oder 3 Buchst. b oder c vom 1. Juli 2008 an gezahlt, wenn 
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bis zum 30. September 2008 ein entsprechender schriftlicher Antrag (Aus
schlussfrist) gestellt worden ist. 5Ist eine entsprechende Leistung bis zum 
31. März 2008 schriftlich geltend gemacht worden, erfolgt die Zahlung vom 
1. Juni 2008 an. 

2. Die Besitzstandszulage erhöht sich am 1. März 2024 um 11,50 Prozent. 

§ 10  
Fortführung vorübergehend 

übertragener höherwertiger Tätigkeit 

1Beschäftigte, denen am 30. September 2005 eine Zulage nach § 24 BAT/BAT O zu
steht, erhalten nach Überleitung in den TVöD eine Besitzstandszulage in Höhe ihrer 
bisherigen Zulage, solange sie die anspruchsbegründende Tätigkeit weiterhin ausü
ben und die Zulage nach bisherigem Recht zu zahlen wäre. 2Wird die anspruchsbe
gründende Tätigkeit über den 30. September 2007 hinaus beibehalten, finden mit 
Wirkung ab dem 1. Oktober 2007 die Regelungen des TVöD über die vorüberge
hende Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit Anwendung. 3Für eine vor dem 
1. Oktober 2005 vorübergehend übertragene höherwertige Tätigkeit, für die am 
30. September 2005 wegen der zeitlichen Voraussetzungen des § 24 Abs. 1 bzw. 2 
BAT/BAT-O noch keine Zulage gezahlt wird, gilt Satz 1 und 2 ab dem Zeitpunkt ent
sprechend, zu dem nach bisherigem Recht die Zulage zu zahlen gewesen wäre. 
4Sätze 1 bis 3 gelten in den Fällen des § 9 MTArb/MTArb-O entsprechend; bei Ver
tretung einer Arbeiterin/eines Arbeiters bemisst sich die Zulage nach dem Unter
schiedsbetrag zwischen dem Lohn nach § 9 Abs. 2 Buchst. a MTArb/MTArb-O und 
dem im September 2005 ohne Zulage zustehenden Lohn. 5Sätze 1 bis 4 gelten bei 
besonderen tarifvertraglichen Vorschriften über die vorübergehende Übertragung hö
herwertiger Tätigkeiten entsprechend. 6Ist Beschäftigten, die eine Besitzstandszulage 
nach Satz 1 erhalten, die anspruchsbegründende Tätigkeit bis zum 30. September 
2007 dauerhaft übertragen worden, erhalten sie eine persönliche Zulage. 7Die Zulage 
nach Satz 6 wird für die Dauer der Wahrnehmung dieser Tätigkeit auf einen bis zum 
30. September 2008 zu stellenden schriftlichen Antrag (Ausschlussfrist) der/des Be
schäftigten vom 1. Juli 2008 an gezahlt. 8Die Höhe der Zulage bemisst sich nach 
dem Unterschiedsbetrag zwischen dem am 1. Oktober 2005 nach § 6 oder § 7 zu
stehenden Tabellenentgelt oder Entgelt nach einer individuellen Zwischen- oder End
stufe einschließlich der Besitzstandszulage nach Satz 1 und dem Tabellenentgelt 
nach der Höhergruppierung. 9Allgemeine Entgeltanpassungen, Erhöhungen des Ent
gelts durch Stufenaufstiege und Höhergruppierungen sowie Zulagen gemäß § 14 
Abs. 3 TVöD sind auf die persönliche Zulage in voller Höhe anzurechnen. 
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§ 11 
Kinderbezogene Entgeltbestandteile 

(1) 1Für im September 2005 zu berücksichtigende Kinder werden die kinderbezo
genen Entgeltbestandteile des BAT/BAT O oder MTArb/MTArb O in der für 
September 2005 zustehenden Höhe als Besitzstandszulage fortgezahlt, so
lange für diese Kinder Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz (EStG) 
oder nach dem Bundeskindergeldgesetz (BKGG) ununterbrochen gezahlt wird 
oder ohne Berücksichtigung des § 64 oder § 65 EStG oder des § 3 oder § 4 
BKGG gezahlt würde. 2Die Besitzstandszulage entfällt ab dem Zeitpunkt, zu 
dem einer anderen Person, die im öffentlichen Dienst steht oder auf Grund ei
ner Tätigkeit im öffentlichen Dienst nach beamtenrechtlichen Grundsätzen  
oder nach einer Ruhelohnordnung versorgungsberechtigt ist, für ein Kind, für 
welches die Besitzstandszulage gewährt wird, das Kindergeld gezahlt wird; die 
Änderung der Kindergeldberechtigung hat die/der Beschäftigte dem Arbeitge
ber unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 3Unterbrechungen wegen Ableistung 
von Grundwehrdienst, Zivildienst oder Wehrübungen sowie die Ableistung ei
nes freiwilligen sozialen oder ökologischen Jahres sind unschädlich; soweit 
die unschädliche Unterbrechung bereits im Monat September 2005 vorliegt, 
wird die Besitzstandszulage ab dem Zeitpunkt des Wiederauflebens der Kin
dergeldzahlung gewährt. 

Protokollerklärungen zu Absatz 1: 
1. 1Die Unterbrechung der Entgeltzahlung im September 2005 wegen Eltern

zeit, Wehr- oder Zivildienstes, unbezahlten Sonderurlaubs aufgrund von 
Familienpflichten im Sinne des § 4 Abs. 2 BGleiG vom 30. November 2001 
(BGBl. I S. 3234), Sonderurlaubs, bei dem der Arbeitgeber vor Antritt ein 
dienstliches oder betriebliches Interesse an der Beurlaubung anerkannt 
hat, Bezuges einer Rente auf Zeit wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 
oder wegen des Ablaufs der Krankenbezugsfristen ist für das Entstehen 
des Anspruchs auf die Besitzstandszulage unschädlich. 2Für die Höhe der 
Besitzstandszulage nach Satz 1 gilt § 5 Abs. 6 entsprechend. 

2. Ist die andere Person im September 2005 aus dem öffentlichen Dienst 
ausgeschieden und entfiel aus diesem Grund der kinderbezogene Entgelt
bestandteil, entsteht der Anspruch auf die Besitzstandszulage bei dem in 
den TVöD übergeleiteten Beschäftigten. 

3. 1Beschäftigte mit mehr als zwei Kindern, die im September 2005 für das 
dritte und jedes weitere Kind keinen kinderbezogenen Entgeltanteil erhal
ten haben, weil sie nicht zum Kindergeldberechtigten bestimmt waren, ha
ben Anspruch auf die Besitzstandszulage für das dritte und jedes weitere 
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Kind, sofern und solange sie für diese Kinder Kindergeld erhalten, wenn 
sie bis zum 30. September 2008 einen Berechtigtenwechsel beim Kinder
geld zu ihren Gunsten vornehmen und der Beschäftigungsumfang der kin
dergeldberechtigten anderen Person am 30. September 2005 30 Wochen
stunden nicht überstieg. 2Die Höhe der Besitzstandszulage ist so zu be
messen, als hätte die/der Beschäftigte bereits im September 2005 An
spruch auf Kindergeld gehabt. 

4. 1Bei Tod der/des Kindergeldberechtigten wird ein Anspruch nach Absatz 1 
für den anderen in den TVöD übergeleiteten Beschäftigten auch nach dem 
1. Oktober 2005 begründet. 2Die Höhe der Besitzstandszulage ist so zu 
bemessen, als hätte sie/er bereits im September 2005 Anspruch auf Kin
dergeld gehabt. 

5. 1Endet eine Unterbrechung aus den in Nr. 1 Satz 1 genannten Gründen 
vor dem 1. Juli 2008, wird die Besitzstandszulage vom 1. Juli 2008 an ge
zahlt, wenn bis zum 30. September 2008 ein entsprechender schriftlicher 
Antrag (Ausschlussfrist) gestellt worden ist. 2Wird die Arbeit nach dem 
30. Juni 2008 wieder aufgenommen oder erfolgt die Unterbrechung aus 
den in Nr. 1 Satz 1 genannten Gründen nach dem 30. Juni 2008, wird die 
Besitzstandszulage nach Wiederaufnahme der Arbeit auf schriftlichen An
trag gezahlt. 3In den Fällen der Nrn. 2 und 3 wird die Besitzstandszulage 
auf einen bis zum 30. September 2008 zu stellenden schriftlichen Antrag 
(Ausschlussfrist) vom 1. Juli 2008 an gezahlt. 4Ist eine den Nrn. 1 bis 3 
entsprechende Leistung bis zum 31. März 2008 schriftlich geltend ge
macht worden, erfolgt die Zahlung vom 1. Juni 2008 an. 5In den Fällen der 
Nr. 4 wird die Besitzstandszulage auf schriftlichen Antrag ab dem ersten 
Tag des Monats, der dem Sterbemonat folgt, frühestens jedoch ab dem 
1. Juli 2008, gezahlt. 6Die/der Beschäftigte hat das Vorliegen der Voraus
setzungen der Nrn. 1 bis 4 nachzuweisen und Änderungen anzuzeigen. 

(2) 1§ 24 Abs. 2 TVöD ist anzuwenden. 2Die Besitzstandszulage nach Absatz 1 
Satz 1 verändert sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von den Ta
rifvertragsparteien für die jeweilige Entgeltgruppe festgelegten Vomhundertsatz. 
3Ansprüche nach Absatz 1 können für Kinder ab dem vollendeten 16. Lebens
jahr durch Vereinbarung mit der/dem Beschäftigten abgefunden werden.  

Protokollerklärung zu Absatz 2 Satz 2: 
Die Besitzstandszulage erhöht sich am 1. März 2024 um 11,50 Prozent. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für  
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(a) zwischen dem 1. Oktober 2005 und dem 31. Dezember 2005 geborene 
Kinder der übergeleiteten Beschäftigten, 

(b) die Kinder von bis zum 31. Dezember 2005 in ein Arbeitsverhältnis über
nommenen Auszubildenden, Schülerinnen/Schüler in der Gesundheits- 
und Krankenpflege, Gesundheits- und Kinderkrankenpflege und in der 
Entbindungspflege sowie Praktikantinnen und Praktikanten aus tarifver
traglich geregelten Beschäftigungsverhältnissen, soweit diese Kinder vor 
dem 1. Januar 2006 geboren sind. 

§ 12  
Strukturausgleich 

(1) 1Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O übergeleitete Beschäftigte erhalten 
ausschließlich in den in Anlage 3 TVÜ-Bund aufgeführten Fällen zusätzlich zu 
ihrem monatlichen Entgelt einen nicht dynamischen Strukturausgleich. 2Maß
geblicher Stichtag für die anspruchsbegründenden Voraussetzungen (Vergü
tungsgruppe, Lebensalterstufe, Ortszuschlag, Aufstiegszeiten) ist der 1. Okto
ber 2005, sofern in Anlage 3 TVÜ-Bund nicht ausdrücklich etwas anderes gere
gelt ist.  

(2) Die Zahlung des Strukturausgleichs beginnt im Oktober 2007, sofern in An
lage 3 TVÜ-Bund nicht etwas anderes bestimmt ist. 

(3) (aufgehoben mit Wirkung vom 1. April 2008) 

(4) Bei Teilzeitbeschäftigung steht der Strukturausgleich anteilig zu (§ 24 Abs. 2 
TVöD).  

Protokollerklärung zu Absatz 4: 
Bei späteren Veränderungen der individuellen regelmäßigen wöchentlichen Ar
beitszeit der/des Beschäftigten ändert sich der Strukturausgleich entsprechend. 

(5) 1Bei Höhergruppierungen wird der Unterschiedsbetrag zum bisherigen Entgelt 
auf den Strukturausgleich angerechnet. 2Dies gilt auch, wenn eine Höhergrup
pierung aufgrund der Überleitung in den Tarifvertrag über die Entgeltordnung 
des Bundes gemäß § 26 erfolgt. 3Für die Dauer der vorübergehenden Übertra
gung einer höherwertigen Tätigkeit wird die Zulage nach § 14 Abs. 3 TVöD auf 
den Strukturausgleich angerechnet. 4Entsprechendes gilt für die Zulage in den 
Fällen der Übertragung einer Führungsposition auf Probe nach § 31 TVöD und 
auf Zeit nach § 32 TVöD. 5Für Beschäftigte in einer der Entgeltgruppen 9a bis 
15 wird bei Erreichen der Stufe 6 auch der Unterschiedsbetrag zwischen Stufe 
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5 und Stufe 6 auf den Strukturausgleich angerechnet; dies gilt auch in den Fäl
len des § 29. 

Protokollerklärung zu Absatz 5: 
Eine Überleitung in die Entgeltgruppen 9a, 9b oder 14 gemäß § 27 gilt nicht als 
Höhergruppierung. 

(6) Einzelvertraglich kann der Strukturausgleich abgefunden werden. 

Protokollerklärung zu § 12: 
Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O übergeleitete Lehrkräfte des Bundes er
halten rückwirkend (ab dem 1. Oktober 2007 beziehungsweise den Zeitpunkten der 
Anlage 3 TVÜ-Bund) entsprechend den Voraussetzungen und Bedingungen des 
§ 12 i. V. m. der Anlage 3 TVÜ-Bund einen Strukturausgleich. Aufgrund des rückwir
kenden Überleitungszeitpunkts zum 1. Oktober 2005 kommt es damit für Spalte 2 der 
Anlage 3 TVÜ-Bund auf den Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des TVÜ-Bund an. 

§ 13  
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall  

(1) 1Bei Beschäftigten, für die bis zum 30. September 2005 § 71 BAT gegolten hat, 
wird abweichend von § 22 Abs. 2 TVöD für die Dauer des über den 30. Septem
ber 2005 hinaus ununterbrochen fortbestehenden Arbeitsverhältnisses der 
Krankengeldzuschuss in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem festge
setzten Nettokrankengeld oder der entsprechenden gesetzlichen Nettoleistung 
und dem Nettoentgelt (§ 22 Abs. 2 Satz 2 und 3 TVöD) gezahlt. 2Nettokranken
geld ist das um die Arbeitnehmeranteile zur Sozialversicherung reduzierte Kran
kengeld. 3Für Beschäftigte, die nicht der Versicherungspflicht in der gesetzli
chen Krankenversicherung unterliegen, ist bei der Berechnung des Kranken
geldzuschusses der Höchstsatz des Nettokrankengeldes, der bei Pflichtversi
cherung in der gesetzlichen Krankenversicherung zustünde, zugrunde zu legen. 

(2) (aufgehoben mit Wirkung vom 29. April 2016) 

Protokollerklärung zu § 13: 
1Soweit Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis mit dem Bund vor dem 1. August 1998 
begründet worden ist, Anspruch auf Beihilfe im Krankheitsfall haben, besteht dieser 
nach den bisher geltenden Regelungen des Bundes zur Gewährung von Beihilfen an 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer fort. 2Änderungen der Beihilfevorschriften für 
die Beamtinnen und Beamten des Bundes kommen zur Anwendung. 
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§ 14 
Beschäftigungszeit 

(1) 1Für die Dauer des über den 30. September 2005 hinaus fortbestehenden Ar
beitsverhältnisses werden die vor dem 1. Oktober 2005 nach Maßgabe der je
weiligen tarifrechtlichen Vorschriften anerkannten Beschäftigungszeiten als Be
schäftigungszeit im Sinne des § 34 Abs. 3 TVöD berücksichtigt. 2Abweichend 
von Satz 1 bleiben bei § 34 Abs. 2 TVöD für Beschäftigte Zeiten, die vor dem 
3. Oktober 1990 im Beitrittsgebiet (Art. 3 des Einigungsvertrages vom 31. Au
gust 1990) zurückgelegt worden sind, bei der Beschäftigungszeit unberücksich
tigt. 

(2) Für die Anwendung des § 23 Abs. 2 TVöD werden die bis zum 30. September 
2005 zurückgelegten Zeiten, die nach Maßgabe  

— des BAT anerkannte Dienstzeit, 

— des BAT-O bzw. MTArb-O anerkannte Beschäftigungszeit, 

— des MTArb anerkannte Jubiläumszeit 

sind, als Beschäftigungszeit im Sinne des § 34 Abs. 3 TVöD berücksichtigt. 

§ 15 
Urlaub 

(1) (aufgehoben mit Wirkung vom 29. April 2016)  

(2) (aufgehoben mit Wirkung vom 29. April 2016) 

(3) § 49 Abs. 1 und 2 MTArb/MTArb-O i. V. m. dem Tarifvertrag über Zusatzurlaub 
für gesundheitsgefährdende Arbeiten für Arbeiter des Bundes gelten bis zum In-
Kraft-Treten eines entsprechenden Tarifvertrags des Bundes fort. 

(4) (aufgehoben mit Wirkung vom 29. April 2016) 

§ 16  
Abgeltung 

1Durch Vereinbarung mit der/dem Beschäftigten können Entgeltbestandteile aus Be
sitzständen, ausgenommen für Vergütungsgruppenzulagen, pauschaliert bzw. abge
funden werden. 2§ 11 Abs. 2 Satz 3 und § 12 Abs. 6 bleiben unberührt. 
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§ 16a 
Leistungsgeminderte Beschäftigte 

(1) 1§§ 25 und 37 MTArb/MTArb-O finden auf Beschäftigte, die nach Tätigkeits
merkmalen eingruppiert sind, welche im Anhang zu Nrn. 21, 22 und 23 der An-
lage 1 Teil B aufgelistet sind, entsprechend Anwendung, und zwar auch auf Be
schäftigte im Sinne des § 1 Abs. 2. 2Bei der Anwendung der nach Satz 1 fort
geltenden Bestimmungen wird § 37 MTArb/MTArb-O auch auf die Zulage für 
Vorarbeiterinnen und Vorarbeiter sowie Vorhandwerkerinnen und Vorhandwer
ker nach § 15 Tarifvertrag über die Entgeltordnung des Bundes und die Ausbil
dungszulage nach § 16 Tarifvertrag über die Entgeltordnung des Bundes ange
wendet. 3§ 56 BAT/BAT-O findet auf Beschäftigte, die nicht nach Tätigkeits
merkmalen eingruppiert sind, welche im Anhang zu Nrn. 21, 22 und 23 der An
lage 1 Teil B aufgelistet sind, entsprechend Anwendung, und zwar auch auf Be
schäftigte im Sinne des § 1 Abs. 2. 4Für die Beschäftigten nach Satz 3, für die 
die Regelungen des Tarifgebiets West Anwendung finden, bleibt § 55 Abs. 2 
Unterabs. 2 Satz 2 BAT in seinem bisherigen Geltungsbereich unberührt.  

(2) Die in Absatz 1 genannten Regelungen des MTArb/MTArb-O und BAT/BAT-O 
ergeben sich aus dem Anhang zu § 16a. 

4. Abschnitt  
Sonstige vom TVöD abweichende  

oder ihn ergänzende Bestimmungen 

§ 17  
Eingruppierung  

(1) (aufgehoben mit Wirkung vom 01.01.2014) 

(2) (aufgehoben mit Wirkung vom 01.01.2014) 

(3) (aufgehoben mit Wirkung vom 01.01.2014) 

(4) (aufgehoben mit Wirkung vom 01.01.2014) 

(5) (aufgehoben mit Wirkung vom 01.01.2014) 

(6) (aufgehoben mit Wirkung vom 01.01.2014) 

(7) In den Fällen des § 16 (Bund) Abs. 3 TVöD kann die Eingruppierung unter An
wendung der Anlage 2 TVÜ-Bund in der bis zum 31. Dezember 2013 geltenden 
Fassung in die in dem unmittelbar vorhergehenden Arbeitsverhältnis gemäß § 4 
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Abs. 1 i. V. m. Anlage 2 TVÜ-Bund in der bis zum 31. Dezember 2013 gelten
den Fassung, § 8 Abs. 1 und 3 oder durch vergleichbare Regelungen erwor
bene Entgeltgruppe erfolgen, sofern das unmittelbar vorhergehende Arbeitsver
hältnis vor dem 1. Oktober 2005 begründet worden ist. 

Protokollerklärung zu Absatz 7: 
Im vorhergehenden Arbeitsverhältnis noch nicht vollzogene Bewährungs-, Tä
tigkeits- oder Zeitaufstiege werden in dem neuen Arbeitsverhältnis nicht weiter
geführt. 

(8) (aufgehoben mit Wirkung vom 01.01.2014) 

(9) (aufgehoben mit Wirkung vom 01.01.2014) 

(10) (aufgehoben mit Wirkung vom 01.01.2014) 

(11) (aufgehoben mit Wirkung vom 01.01.2014) 

Protokollerklärung zu § 17: 
(aufgehoben mit Wirkung vom 01.01.2014) 

§ 18  
Vorübergehende Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit  

nach dem 30. September 2005 

(1) (aufgehoben mit Wirkung vom 01.01.2014) 

(2) Wird aus dem Geltungsbereich des MTArb/MTArb-O übergeleiteten Beschäftig
ten nach dem 30. September 2005 erstmalig außerhalb von § 10 eine höher
wertige Tätigkeit vorübergehend übertragen, gelten bis zum In-Kraft-Treten ei
nes Tarifvertrages über eine persönliche Zulage die bisherigen Regelungen des 
MTArb/MTArb-O mit der Maßgabe entsprechend, dass sich die Höhe der Zu
lage nach dem TVöD richtet. 

(3) (aufgehoben mit Wirkung vom 01.01.2014) 

§ 19  
Entgeltgruppen 2 Ü und 15 Ü 

(1) Für Beschäftigte, die in die Entgeltgruppe 2Ü übergeleitet worden sind, oder 
zwischen dem 1. Oktober 2005 und dem 31. Dezember 2013 in die Lohn
gruppe 1 mit Aufstieg nach 2 und 2a oder in die Lohngruppe 2 mit Aufstieg nach 
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2a eingestellt und der Entgeltgruppe 2Ü zugeordnet worden sind, gelten fol
gende besondere Tabellenwerte, soweit sich aus den Regelungen im 5. Ab
schnitt nichts anderes ergibt: 

 Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 
gültig bis 29.  
Februar 2024  

2.261,60 € 2.487,98 € 2.569,31 € 2.677,75 € 2.752,26 € 2.807,88 € 

gültig ab  
1. März 2024 

2.601,60 € 2.835,82 € 2.921,62 € 3.036,03 € 3.114,63 € 3.173,31 € 

(2) 1Übergeleitete Beschäftigte der Vergütungsgruppe I BAT/BAT-O unterliegen 
dem TVöD. 2Sie werden in die Entgeltgruppe 15 Ü übergeleitet. 3Für sie gelten 
folgende Tabellenwerte: 

 Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 
gültig bis 29.  
Februar 2024  

6.122,68 € 6.795,14 € 7.432,17 € 7.856,88 € 7.955,98 € 

gültig ab  
1. März 2024 

6.670,43 € 7.379,87 € 8.051,94 € 8.500,01 € 8.604,56 € 

4Die Verweildauer in den Stufen 2 bis 5 beträgt jeweils fünf Jahre. 5§ 6 Abs. 4 
findet keine Anwendung. 

§ 20  
Jahressonderzahlung 2006 

(aufgehoben mit Wirkung vom 1. März 2012) 

§ 21 
Abrechnung unständiger Bezügebestandteile  

(aufgehoben mit Wirkung vom 1. März 2012) 

§ 22 
Bereitschaftszeiten 

1Nr. 3 SR 2r BAT/BAT-O für Hausmeister und entsprechende Tarifregelungen für Be
schäftigtengruppen mit Bereitschaftszeiten innerhalb ihrer regelmäßigen Arbeitszeit 
gelten fort. 2Dem Anhang zu § 9 TVöD widersprechende Regelungen zur Arbeitszeit 
sind bis zum 31. Dezember 2005 entsprechend anzupassen. 
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§ 23 
Sonderregelungen für besondere Berufsgruppen 

Die Überleitungs-, Übergangs- und Besitzstandsregelungen für besondere Berufs
gruppen im Bereich des Bundes ergeben sich aus der Anlage 5 TVÜ-Bund. 

5. Abschnitt  
Überleitung in den TV EntgO Bund am 1. Januar 2014 

§ 24 
Grundsatz 

1Für die in den TVöD übergeleiteten Beschäftigten (§ 1 Abs. 1) sowie für die zwi
schen dem Inkrafttreten des TVöD und dem 31. Dezember 2013 beim Bund neu ein
gestellten Beschäftigten (§ 1 Abs. 2), deren Arbeitsverhältnis zum Bund über den 
31. Dezember 2013 hinaus fortbesteht und die am 1. Januar 2014 unter den Gel
tungsbereich des TVöD fallen, gelten ab dem 1. Januar 2014 für Eingruppierungen 
§ 12 (Bund) und § 13 (Bund) TVöD in Verbindung mit dem Tarifvertrag über die Ent
geltordnung des Bundes (TV EntgO Bund). 2Diese Beschäftigten sind zum 1. Januar 
2014 gemäß den Regelungen dieses Abschnitts in den TV EntgO Bund übergeleitet. 

§ 25 
Besitzstandsregelungen 

(1) Die Überleitung erfolgt unter Beibehaltung der bisherigen Entgeltgruppe für die 
Dauer der unverändert auszuübenden Tätigkeit.  

Protokollerklärung zu Absatz 1: 
1Die vorläufige Zuordnung zu der Entgeltgruppe des TVöD nach der Anlage 2 
oder 4 TVÜ-Bund in der bis zum 31. Dezember 2013 geltenden Fassung gilt als 
Eingruppierung. 2Eine Überprüfung und Neufeststellung der Eingruppierungen 
findet aufgrund der Überleitung in den TV EntgO Bund nicht statt. 

(2) Hängt die Eingruppierung nach § 12 (Bund) und § 13 (Bund) TVöD in Verbin
dung mit dem TV EntgO Bund von der Zeit einer Tätigkeit oder Berufsaus-
übung ab, wird die vor dem 1. Januar 2014 zurückgelegte Zeit so berücksich
tigt, wie sie zu berücksichtigen wäre, wenn § 12 (Bund) und § 13 (Bund) TVöD 
sowie der TV EntgO Bund bereits seit dem Beginn des Arbeitsverhältnisses ge
golten hätten. 
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(3) Beschäftigte, denen am 31. Dezember 2013 eine persönliche Besitzstandszu
lage nach der Protokollerklärung zu § 5 Abs. 2 Satz 3 oder eine persönliche Zu
lage nach § 17 Abs. 6 in der bis zum 31. Dezember 2013 geltenden Fassung 
(entfallene Techniker-, Meister- oder Programmiererzulage) zugestanden hat, 
erhalten eine Besitzstandszulage in Höhe ihrer bisherigen Zulage, solange die 
anspruchsbegründende Tätigkeit unverändert auszuüben ist. 

(4) 1Soweit an die Tätigkeit in der bisherigen Entgeltgruppe besondere Entgeltbe
standteile geknüpft waren und diese in dem TV EntgO Bund in geringerer Höhe 
entsprechend vereinbart sind, wird die hieraus am 1. Januar 2014 bestehende 
Differenz unter den bisherigen Voraussetzungen als Besitzstandszulage so 
lange gezahlt, wie die anspruchsbegründende Tätigkeit unverändert auszuüben 
ist und die sonstigen Voraussetzungen für den besonderen Entgeltbestandteil 
nach bisherigem Recht weiterhin bestehen. 2Dies gilt entsprechend, wenn be
sondere Entgeltbestandteile im TV EntgO Bund nicht mehr vereinbart sind. 3Die 
Differenz verändert sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von den 
Tarifvertragsparteien für die jeweilige Entgeltgruppe festgelegten Vomhundert
satz. 

Protokollerklärung zu Absatz 4 Satz 3: 
Der Differenzbetrag erhöht sich am 1. März 2024 um 11,50 Prozent. 

§ 26 
Höhergruppierungen 

(1) 1Ergibt sich nach dem TV EntgO Bund eine höhere Entgeltgruppe, sind die Be
schäftigten auf Antrag in der Entgeltgruppe eingruppiert, die sich nach § 12 
(Bund) TVöD ergibt. 2Der Antrag kann nur bis zum 30. Juni 2015 gestellt wer
den (Ausschlussfrist) und wirkt auf den 1. Januar 2014 zurück; nach dem In
krafttreten des TV EntgO Bund eingetretene Änderungen der Stufenzuordnung 
in der bisherigen Entgeltgruppe bleiben bei der Stufenzuordnung nach Absatz 2 
bis 5 unberücksichtigt. 3Ruht das Arbeitsverhältnis am 1. Januar 2014, beginnt 
die Frist von einem Jahr mit der Wiederaufnahme der Tätigkeit; der Antrag wirkt 
auf den 1. Januar 2014 zurück. 

(2) 1Die Stufenzuordnung in der höheren Entgeltgruppe richtet sich nach den Re
gelungen für Höhergruppierungen (§ 17 Abs. 4 TVöD in der bis zum 28. Feb
ruar 2014 geltenden Fassung). 2War die/der Beschäftigte in der bisherigen Ent
geltgruppe der Stufe 1 zugeordnet, wird sie/er abweichend von Satz 1 der 
Stufe 1 der höheren Entgeltgruppe zugeordnet; die bisher in Stufe 1 verbrachte 
Zeit wird angerechnet. 
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(3) 1Sind Beschäftigte, die eine Besitzstandszulage nach § 9 (Vergütungsgruppen
zulagen) erhalten, auf Antrag nach Absatz 1 höhergruppiert, entfällt die Besitz
standszulage rückwirkend ab dem 1. Januar 2014. 2Abweichend von Absatz 2 
Satz 1 wird für die Anwendung des § 17 Abs. 4 Satz 1 und 2 TVöD zu dem je
weiligen bisherigen Tabellenentgelt die wegfallende Zulage hinzugerechnet und 
anschließend der Unterschiedsbetrag ermittelt. 3§ 25 Abs. 4 findet keine An
wendung. 

(4) 1Sind Beschäftigte, die eine Besitzstandszulage nach § 25 Abs. 3 (Techniker-, 
Meister- oder Programmiererzulage) erhalten, auf Antrag nach Absatz 1 höher
gruppiert, entfällt die Besitzstandszulage rückwirkend ab dem 1. Januar 2014. 
2Ergibt sich durch die Höhergruppierung die Zuordnung zu einer niedrigeren 
Stufe als in der bisherigen Entgeltgruppe, wird abweichend von Absatz 2 Satz 1 
die in der bisherigen Stufe zurückgelegte Stufenlaufzeit auf die Stufenlaufzeit in 
der höheren Entgeltgruppe angerechnet. 3Ist dadurch am Tag der Höhergrup
pierung in der höheren Entgeltgruppe die Stufenlaufzeit zum Erreichen der 
nächsthöheren Stufe erfüllt, beginnt in dieser nächsthöheren Stufe die Stufen
laufzeit von Neuem. 4§ 25 Abs. 4 findet keine Anwendung. 

(5) 1Sind Beschäftigte, die eine Besitzstandszulage nach § 9 (Vergütungsgruppen
zulagen) und eine Besitzstandszulage nach § 25 Abs. 3 (Techniker-, Meister- 
oder Programmiererzulage) erhalten, auf Antrag nach Absatz 1 höhergruppiert, 
entfallen beide Besitzstandszulagen rückwirkend ab dem 1. Januar 2014. 2Ab
weichend von Absatz 2 Satz 1 werden für die Anwendung des § 17 Abs. 4 Satz 
1 und 2 TVöD zu dem jeweiligen bisherigen Tabellenentgelt die beiden wegfal
lenden Besitzstandszulagen hinzugerechnet und anschließend der Unter
schiedsbetrag ermittelt. 3Ergibt sich durch die Höhergruppierung die Zuordnung 
zu einer niedrigeren Stufe als in der bisherigen Entgeltgruppe, wird abweichend 
von Absatz 2 Satz 1 die in der bisherigen Stufe zurückgelegte Stufenlaufzeit auf 
die Stufenlaufzeit in der höheren Entgeltgruppe angerechnet. 4Ist dadurch am 
Tag der Höhergruppierung in der höheren Entgeltgruppe die Stufenlaufzeit zum 
Erreichen der nächsthöheren Stufe erfüllt, beginnt in dieser nächsthöheren 
Stufe die Stufenlaufzeit von Neuem. 5§ 25 Abs. 4 findet keine Anwendung. 

§ 27 
Besondere Überleitungsregelungen 

(1) Beschäftigte mit einem Anspruch auf die bisherige Zulage nach § 17 Abs. 8 in 
der bis zum 31. Dezember 2013 geltenden Fassung sind stufengleich und unter 
Beibehaltung der in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit in die Entgelt
gruppe 14 übergeleitet.  
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(2) Beschäftigte der Entgeltgruppe 9, für die keine besonderen Stufenregelungen 
gelten, sind stufengleich und unter Beibehaltung der in ihrer Stufe zurückgeleg
ten Stufenlaufzeit in die Entgeltgruppe 9b übergeleitet. 

(3) 1Beschäftigte der Entgeltgruppe 9, für die gemäß des Anhangs zu § 16 (Bund) 
TVöD in der bis zum 31. Dezember 2013 geltenden Fassung besondere Stufen
regelungen gelten, sind unter Beibehaltung der in ihrer Stufe zurückgelegten 
Stufenlaufzeit in die Stufe der Entgeltgruppe 9a übergeleitet, deren Betrag dem 
Betrag ihrer bisherigen Stufe entspricht. 2Ist dadurch am Tag der Überleitung in 
die Entgeltgruppe 9a die Stufenlaufzeit zum Erreichen der nächsthöheren Stufe 
erfüllt, beginnt in dieser nächsthöheren Stufe die Stufenlaufzeit von Neuem. 3Im 
Falle der sich aus Satz 2 ergebenden Zuordnung zu der Stufe 3 wird die zwei 
Jahre übersteigende Stufenlaufzeit auf die Stufenlaufzeit in der Stufe 3 ange
rechnet. 4In Stufe 1 oder 2 übergeleitete Beschäftigte, die am 31. Dezember 
2013 nach einem Tätigkeitsmerkmal der Lohngruppe 9 des Tarifvertrags über 
das Lohngruppenverzeichnisses des Bundes zum MTArb in Verbindung mit 
§ 17 TVÜ-Bund und der Anlage 4 zum TVÜ-Bund in der bis zum 31. Dezember 
2013 geltenden Fassung oder in Verbindung mit § 4 Abs. 1 und der Anlage 2 
zum TVÜ-Bund in der bis zum 31. Dezember 2013 geltenden Fassung in Ent
geltgruppe 9 TVöD eingruppiert waren und für die gemäß § 16 (Bund) Abs. 4 
Satz 2 TVöD in der bis zum 31. Dezember 2013 geltenden Fassung abwei
chende Stufenlaufzeiten und Endstufen galten, erreichen nach Ablauf der Stu
fenlaufzeit in Stufe 2 die Stufe 4; die Stufenlaufzeit in Stufe 4 zum Erreichen der 
Stufe 5 beträgt sieben Jahre. 5Für die in Entgeltgruppe 9a übergeleiteten Be
schäftigten bemessen sich für die Dauer der Eingruppierung in Entgeltgruppe 
9a die Zeitzuschläge gemäß § 8 Abs. 1 Satz 2 TVöD nach dem auf eine Stunde 
entfallenden Anteil des Tabellenentgelts der Stufe 4, und bei Überstunden rich
tet sich das Entgelt für die tatsächliche Arbeitsleistung abweichend von der Pro
tokollerklärung nach § 8 Abs. 1 Satz 1 TVöD nach der individuellen Stufe, 
höchstens jedoch nach der Stufe 5. 

Protokollerklärung zu Absatz 2 und 3: 
Die Zuordnung zu einer individuellen Zwischen- oder Endstufe bleibt unberührt. 

(4) Ergibt sich nach dem TV EntgO Bund für Tätigkeitsmerkmale der Entgeltgruppe 
2 oder der Entgeltgruppe 3 erstmalig die Stufe 6, ist die/der Beschäftigte auf 
Antrag der Stufe 6 zugeordnet, wenn die fünfjährige Stufenlaufzeit in der Stufe 
5 erfüllt ist. 
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(5) 1In Entgeltgruppe 2Ü eingruppierte Beschäftigte mit Zuordnung zur Stufe 6 wer
den auf Antrag in Entgeltgruppe 2 eingruppiert und der Stufe 6 dieser Entgelt
gruppe zugeordnet. 2Die Eingruppierung in Entgeltgruppe 2 erfolgt individuell 
mit Beginn des Monats, in dem der Antrag gestellt worden ist, frühestens aber 
zum Zeitpunkt des Erreichens der Stufe 6 in der Entgeltgruppe 2Ü. 

§ 28 
Entgeltgruppenzulagen 

Ergibt sich nach dem TV EntgO Bund erstmalig der Anspruch auf eine Entgeltgrup
penzulage, steht den Beschäftigten auf Antrag die Zulage zu; § 26 Abs. 1 Satz 2 und 
3 gilt entsprechend. 

6. Abschnitt  
Weitere Überleitungsregelungen 

§ 29 
Zuordnung zur Stufe 6 in den Entgeltgruppen 9a bis 15 am 1. März 2016 

1Am 29. Februar 2016 in eine der Entgeltgruppen 9a bis 15 eingruppierte Beschäf
tigte mit Zuordnung zur Stufe 5 und einer zu diesem Zeitpunkt in Stufe 5 absolvierten 
Stufenlaufzeit von mindestens fünf Jahren sind am 1. März 2016 der Stufe 6 ihrer 
Entgeltgruppe zugeordnet; entsprechendes gilt für Beschäftigte in einer individuellen 
Endstufe. 2Ist das Tabellenentgelt der Stufe 6 niedriger als der Betrag der individuel
len Endstufe, wird die/der Beschäftigte erneut einer individuellen Endstufe unter Bei
behaltung der bisherigen Entgelthöhe zugeordnet. 3§ 6 Abs. 3 Sätze 2 bis 6 gelten 
entsprechend. 4Für Beschäftigte in der Entgeltgruppe 9b wird die vor dem 1. Januar 
2014 in der Stufe 5 der Entgeltgruppe 9 absolvierte Stufenlaufzeit angerechnet. 5Für 
Beschäftigte in der Entgeltgruppe 9a wird die vor dem 1. Januar 2014 in der Stufe 4 
der Entgeltgruppe 9 absolvierte Stufenlaufzeit angerechnet. 

§ 29a 
Überleitung Pflegekräfte in die P-Tabelle am 1. März 2018 

(1) 1Die unter die Anlage E (Bund) zum TVöD - BT-V in der bis zum 28. Februar 
2018 gültigen Fassung fallenden Beschäftigten sind stufengleich und unter Mit
nahme der in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit von der Entgeltgruppe 
Kr. in die Entgeltgruppe P der Anlage E (Bund) zum TVöD - BT-V in der ab 
1.März 2018 geltenden Fassung wie folgt übergeleitet: 

Kr. 12a  P 16  
Kr. 11b  P 15  
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Kr. 11a  P 14  
Kr. 10a  P 13  
Kr. 9d  P 12  
Kr. 9c  P 11  
Kr. 9b  P 10  
Kr. 9a  P 9  
Kr. 8a  P 8  
Kr. 7a  P 7  
Kr. 4a  P 6  
Kr. 3a  P 5 

2Aus der Stufe 1 der Entgeltgruppen Kr. 7a und Kr. 8a erfolgt die Überleitung in 
die Stufe 2 der Entgeltgruppe P 7 bzw. P 8 der Anlage E (Bund) zum TVöD - 
BT-V unter Mitnahme der in der Stufe 1 zurückgelegten Stufenlaufzeit. 3Erfolgt 
die Überleitung aus der Stufe 2 der Entgeltgruppen Kr. 7a oder Kr. 8a, wird die 
Stufenlaufzeit der Stufe 1 auf die Stufenlaufzeit der Stufe 2 der Entgeltgruppe 
P 7 bzw. P 8 der Anlage E (Bund) zum TVöD - BT-V angerechnet. 4Ist durch 
eine Verkürzung der Stufenlaufzeit in der Anlage E (Bund) zum TVöD - BT-V 
am 1. März 2018 die Stufenlaufzeit zum Erreichen der nächsthöheren Stufe der 
jeweiligen Entgeltgruppe erfüllt, beginnt in dieser nächsthöheren Stufe die Stu
fenlaufzeit neu. 5Haben am 28. Februar 2018 einer der Entgeltgruppen Kr. 9a 
bis Kr. 11a der Anlage E (Bund) zum TVöD - BT-V in der bis zum 28. Februar 
2018 gültigen Fassung zugeordnete Beschäftigte in der Stufe 5 ihrer Entgelt
gruppe eine Stufenlaufzeit von mindestens fünf Jahren zurückgelegt, erfolgt die 
Zuordnung zu der Stufe 6 der Entgeltgruppe der Anlage E (Bund) zum TVöD - 
BT-V in der ab dem 1. März 2018 geltenden Fassung, in die sie gemäß Satz 1 
übergeleitet werden. 

(2) 1Ergibt sich nach den Tätigkeitsmerkmalen des Teils IV Abschnitt 25 der An
lage 1 zum TV EntgO Bund (Entgeltordnung) in der ab dem 1. März 2018 gel
tenden Fassung eine höhere Entgeltgruppe, sind die Beschäftigten auf Antrag 
in der Entgeltgruppe eingruppiert, die sich nach § 12 (Bund) TVöD ergibt. 2Der 
Antrag kann nur bis zum 28. Februar 2019 gestellt werden (Ausschlussfrist) und 
wirkt auf den 1. März 2018 zurück; nach dem 28. Februar 2018 eingetretene 
Änderungen der Stufenzuordnung in der bisherigen Entgeltgruppe bleiben bei 
der Stufenzuordnung unberücksichtigt. 3Ruht das Arbeitsverhältnis am 1. März 
2018, beginnt die Frist von einem Jahr mit der Wiederaufnahme der Tätigkeit; 
der Antrag wirkt auf den 1. März 2018 zurück. 
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(3) 1Beschäftigte, die nach Absatz 2 aus den Stufen 3, 4 oder 5 der Entgeltgruppe 
P 7 in die Entgeltgruppe P 8 höhergruppiert werden, erhalten zusätzlich zu ih
rem Tabellenentgelt der Entgeltgruppe P 8  

— für die Dauer des Verbleibs in der Stufe 2 der Entgeltgruppe P 8 bei Hö
hergruppierung aus der Stufe 3 der Entgeltgruppe P 7,  

— für die Dauer des Verbleibs in der Stufe 4 der Entgeltgruppe P 8 bei Hö
hergruppierung aus der Stufe 4 der Entgeltgruppe P 7,  

— für die Dauer des Verbleibs in der Stufe 5 der Entgeltgruppe P 8 bei Hö
hergruppierung aus der Stufe 5 der Entgeltgruppe P 7  

eine monatliche Zulage in Höhe von 90 Euro, sofern und solange sie nach der 
Vorbemerkung Nr. 4 des Teils IV Abschnitt 25 der Anlage 1 zum TV EntgO 
Bund (Entgeltordnung) in der bis zum 28. Februar 2018 gültigen Fassung einen 
Anspruch auf eine monatliche Zulage gehabt hätten. 2Für die Dauer des Ver
bleibs in der Stufe 5 im Anschluss an die Stufenlaufzeit der Stufe 4 der Entgelt
gruppe P 8 bei Höhergruppierung aus der Stufe 4 der Entgeltgruppe P 7 erhal
ten die Beschäftigten unter den sonstigen Voraussetzungen des Satzes 1 eine 
monatliche Zulage in Höhe von 45 Euro. 

(4) Beschäftigte, die am 28. Februar 2018 in der Entgeltgruppe Kr. 7a einer der 
Stufen 4 bis 6 oder einer individuellen Zwischen- oder Endstufe oberhalb der 
Stufe 4 der Anlage E (Bund) zum TVöD - BT-V in der bis zum 28. Februar 2018 
gültigen Fassung bzw. in der Entgeltgruppe Kr. 8a den Stufen 5 oder 6 oder ei
ner individuellen Zwischen- oder Endstufe oberhalb der Stufe 5 der Anlage E 
(Bund) zum TVöD - BT-V in der bis zum 28. Februar 2018 gültigen Fassung zu
geordnet waren, erhalten solange ihr Bereitschaftsdienstentgelt nach dem 
Stand vom 28. Februar 2018, bis das Bereitschaftsdienstentgelt nach der An-
lage C (Bund) zum TVöD - BT-V dieses übersteigt. 

§ 29b 
Höhergruppierung auf Antrag am 1. März 2018  

für bestimmte Beschäftigtengruppen 

(1) 1Ergibt sich nach den Tätigkeitsmerkmalen der Anlage 1 zum TV EntgO Bund 
(Entgeltordnung) in der ab dem 1. März 2018 geltenden Fassung die Entgelt-
gruppe 9c, sind die Beschäftigten auf Antrag in dieser Entgeltgruppe eingrup
piert. 2Der Antrag kann nur bis zum 28. Februar 2019 gestellt werden (Aus
schlussfrist) und wirkt auf den 1. März 2018 zurück; nach dem 28. Februar 2018 
eingetretene Änderungen der Stufenzuordnung in der bisherigen Entgeltgruppe 
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bleiben bei der Stufenzuordnung unberücksichtigt. 3Ruht das Arbeitsverhältnis 
am 1. März 2018, beginnt die Frist von einem Jahr mit der Wiederaufnahme der 
Tätigkeit; der Antrag wirkt auf den 1. März 2018 zurück. 

(2) 1Ergibt sich nach den Tätigkeitsmerkmalen des Teils III Abschnitt 21 der An
lage 1 zum TV EntgO Bund (Entgeltordnung) in der ab dem 1. März 2018 gel
tenden Fassung eine höhere Entgeltgruppe, sind die Beschäftigten auf Antrag 
in der Entgeltgruppe eingruppiert, die sich nach § 12 (Bund) TVöD ergibt. 2Ab
satz 1 Satz 2 und 3 gelten entsprechend. 

(3) 1Ergibt sich nach den Tätigkeitsmerkmalen des Teils IV Abschnitt 14 der An
lage 1 zum TV EntgO Bund (Entgeltordnung) in der ab dem 1. März 2018 gel
tenden Fassung die Entgeltgruppe 3, sind die Beschäftigten auf Antrag in dieser 
Entgeltgruppe eingruppiert. 2Absatz 1 Satz 2 und 3 gelten entsprechend. 

§ 29c  
Höhergruppierung auf Antrag bis 31. Oktober 2023 für bestimmte  

Beschäftigtengruppen 

(1) 1Ergibt sich aufgrund des Änderungstarifvertrags Nummer 9 zum TV EntgO 
Bund vom 14. Juli 2022 eine höhere Entgeltgruppe, sind die Beschäftigten auf 
Antrag in der Entgeltgruppe eingruppiert, die sich aufgrund dieses Änderungsta
rifvertrags nach § 12 (Bund) TVöD ergibt. 2Der Antrag kann nur bis zum 31. Ok
tober 2023 gestellt werden (Ausschlussfrist), und wirkt auf den 1. November 
2022 zurück. 3Ruht das Arbeitsverhältnis am 1. November 2022, beginnt die 
zwölfmonatige Frist mit der Wiederaufnahme der Tätigkeit; der Antrag wirkt auf 
den 1. November 2022 zurück. 

(2) Beschäftigte, die vor dem 1. November 2022 außerhalb des Bundessprachen
amtes oder des Auswärtigen Amtes bereits nach den Tätigkeitsmerkmalen des 
Teils III Abschnitt 16 Unterabschnitt 16.5 der Anlage 1 zum Tarifvertrag über die 
Entgeltordnung des Bundes als Sprachlehrerinnen oder Sprachlehrer eingrup
piert sind, erhalten Bestandsschutz für ihre Eingruppierung für die Dauer der 
unverändert auszuübenden Tätigkeit. 

(3) Beschäftigte, die vor dem 1. November 2022 als Pflegedienstleiterinnen und 
Pflegedienstleiter oder als ständige Vertreterinnen und Vertreter von Pflege
dienstleiterinnen und Pflegedienstleitern beschäftigt sind, erhalten Bestands
schutz für ihre Eingruppierung für die Dauer der unverändert auszuübenden Tä
tigkeit. 
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7. Abschnitt 
Übergangs- und Schlussvorschrift 

§ 30 
Inkrafttreten, Laufzeit 

(1) Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Oktober 2005 in Kraft. 

(2) 1Der Tarifvertrag kann ohne Einhaltung einer Frist jederzeit schriftlich gekündigt 
werden. 2Die §§ 18 und 19 können ohne Einhaltung einer Frist, jedoch nur ins
gesamt, schriftlich gekündigt werden; die Nachwirkung dieser Vorschriften wird 
ausgeschlossen. 
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Anhang zu § 16a 

Die in § 16a in Bezug genommenen Tarifvorschriften lauten wie folgt: 

„§ 25 MTArb/MTArb-O 
Nicht voll leistungsfähige Arbeiter 

(1) 1Mit dem Arbeiter, der bei seiner Einstellung nach amtsärztlichem Gutachten 
mehr als 20 v. H. erwerbsbeschränkt ist und infolgedessen die ihm zu übertra
gende Arbeit nicht voll auszuführen vermag, kann entsprechend dem Grad sei
ner Leistungsfähigkeit ein geminderter Lohn vereinbart werden. 2Der Arbeiter 
soll aber möglichst auf einem Arbeitsplatz verwendet werden, auf dem er die 
Leistung eines voll leistungsfähigen Arbeiters erbringen kann. 

(2) Ist nach Absatz 1 Satz 1 ein geminderter Lohn vereinbart worden, besteht bei 
Änderung der Leistungsfähigkeit für den Arbeitgeber und den Arbeiter ein An
spruch auf Neufestsetzung des Lohnes. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für den Arbeiter, dessen Leistungsfähigkeit durch Ereignisse 
im Sinne von § 1 des Bundesversorgungsgesetzes oder von § 1 des Bundesge
setzes zur Entschädigung für Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung ge
mindert ist. 

§ 37 MTArb/MTArb-O 
Sicherung des Lohnstandes bei Leistungsminderung 

(1) 1Ist der Arbeiter, der eine mindestens einjährige Beschäftigungszeit zurückge
legt hat, infolge eines Unfalls, den er in Ausübung oder infolge seiner Arbeit 
ohne Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit erlitten hat, in seiner Lohngruppe nicht 
mehr voll leistungsfähig und wird er deshalb in einer niedrigeren Lohngruppe 
weiterbeschäftigt, wird der Unterschiedsbetrag zwischen dem jeweiligen Mo
natstabellenlohn der bisherigen und der neuen Lohngruppe als persönliche Zu
lage gewährt. 2Lohnzuschläge nach § 29, die der Arbeiter bei Eintritt der Leis
tungsminderung mindestens fünf Jahre für mindestens drei Viertel der regelmä
ßigen Arbeitszeit bezogen hat, erhält er in der zuletzt bezogenen Höhe weiter. 
3Dies gilt unter den Voraussetzungen des Satzes 2 auch für Lohnzuschläge 
nach § 29, die in einem Pauschalzuschlag oder in einem Gesamtpauschallohn 
gemäß § 30 Abs. 6 enthalten sind. 4Lohnzuschläge nach § 29, die der Arbeiter 
in der niedrigeren Lohngruppe erhält, werden nur insoweit gezahlt, als sie über 
die Lohnzuschläge nach Satz 2 hinausgehen. 
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Das Gleiche gilt bei einer Berufskrankheit im Sinne des § 9 SGB VII nach einer 
mindestens zweijährigen Beschäftigungszeit*. 

Protokollnotiz zu Absatz 1 Unterabs. 1 Satz 2: 
Ein Lohnzuschlag gilt auch dann als gewährt, wenn der Arbeiter den Lohnzuschlag 
vorübergehend wegen Arbeitsunfähigkeit, Erholungsurlaubs oder Arbeitsbefreiung 
nicht erhalten hat. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend 

(a) für Arbeiter nach zehnjähriger Beschäftigungszeit*, wenn die Leistungs-
minderung durch eine Gesundheitsschädigung hervorgerufen wurde, die 
durch fortwirkende schädliche Einflüsse der Arbeit eingetreten ist, 

(b) für mindestens 53 Jahre alte Arbeiter nach fünfzehnjähriger Beschäfti
gungszeit*, wenn die Leistungsminderung durch Abnahme der körperli
chen Kräfte und Fähigkeiten infolge langjähriger Arbeit verursacht ist, 

(c) für mindestens 50 Jahre alte Arbeiter nach zwanzigjähriger Beschäfti
gungszeit*, wenn die Leistungsminderung durch Abnahme der körperli
chen Kräfte und Fähigkeiten infolge langjähriger Arbeit verursacht ist, 

(d) für Arbeiter nach fünfundzwanzigjähriger Beschäftigungszeit*, wenn die 
Leistungsminderung durch Abnahme der körperlichen Kräfte und Fähigkei
ten infolge langjähriger Arbeit verursacht ist. 

Wenn der Arbeiter erst in den letzten zwei Jahren vor Eintritt der Leistungsminderung 
in seine Lohngruppe aufgerückt war, erhält er den jeweiligen Monatstabellenlohn der 
Lohngruppe, in der er vorher war. 

Protokollnotiz zu Absatz 2 Unterabs. 1:  
Ist streitig, ob der erforderliche Ursachenzusammenhang vorliegt, soll auf Verlangen 
die Stellungnahme eines Arztes des beiderseitigen Vertrauens eingeholt werden. Ist 
kein anderer Kostenträger zuständig, trägt die Kosten der Arbeitgeber, wenn der An
spruch auf Lohnsicherung endgültig zuerkannt ist; anderenfalls trägt sie der Arbeiter. 

§ 56 BAT/BAT-O 
Ausgleichszulage bei Arbeitsunfall und Berufskrankheit 

1Ist der Angestellte infolge eines Unfalls, den er nach mindestens einjähriger ununter
brochener Beschäftigung bei demselben Arbeitgeber in Ausübung oder infolge seiner 

                                                           
* Im Bereich des MTArb-O: Beschäftigungszeit (§ 6 - ohne die nach Nr. 3 der Übergangsvorschriften zu 
§ 6 berücksichtigten Zeiten) 
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Arbeit ohne Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit erlitten hat, in seiner bisherigen Vergü
tungsgruppe nicht mehr voll leistungsfähig und wird er deshalb in einer niedrigeren 
Vergütungsgruppe weiterbeschäftigt, so erhält er eine Ausgleichszulage in Höhe des 
Unterschiedsbetrages zwischen der ihm in der neuen Vergütungsgruppe jeweils zu
stehenden Grundvergütung zuzüglich der allgemeinen Zulage und der Grundvergü
tung zuzüglich der allgemeinen Zulage, die er in der verlassenen Vergütungsgruppe 
zuletzt bezogen hat. 2Das Gleiche gilt bei einer Berufskrankheit im Sinne des § 9 
SGB VII nach mindestens dreijähriger ununterbrochener Beschäftigung.“ 
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Anlage 1 TVÜ-Bund Teil A 

Anlage 1 TVÜ-Bund Teil A 

 Bundes-Angestelltentarifvertrag (BAT) vom 23. Februar 1961, zuletzt geändert 
durch den 78. Tarifvertrag zur Änderung des Bundes-Angestelltentarifvertrages 
vom 31. Januar 2003  

 Tarifvertrag zur Anpassung des Tarifrechts – Manteltarifliche Vorschriften – 
(BAT-O) vom 10. Dezember 1990, zuletzt geändert durch den Änderungstarif
vertrag Nr. 13 vom 31. Januar 2003 zum Tarifvertrag zur Anpassung des Tarif
rechts – Manteltarifliche Vorschriften – (BAT-O)  

 Manteltarifvertrag für Arbeiterinnen und Arbeiter des Bundes und der Länder 
(MTArb) vom 6. Dezember 1995, zuletzt geändert durch den Änderungstarifver
trag Nr. 4 vom 31. Januar 2003 zum Manteltarifvertrag für Arbeiterinnen und Ar
beiter des Bundes und der Länder (MTArb)  

 Tarifvertrag zur Anpassung des Tarifrechts für Arbeiter an den MTArb – 
(MTArb-O) vom 10. Dezember 1990, zuletzt geändert durch den Änderungsta
rifvertrag Nr. 11 vom 31. Januar 2003 zum Tarifvertrag zur Anpassung des Ta
rifrechts für Arbeiter an den MTArb – (MTArb-O)  
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Anlage 1 TVÜ-Bund Teil B 

Anlage 1 TVÜ-Bund Teil B 

Vorbemerkungen: 

 Die nachfolgende Liste ist noch nicht abschließend. Sobald die Verhandlungen 
der Tarifvertragsparteien zu Anlage 1 TVÜ-Bund Teil B abgeschlossen sind, er
setzt die Neufassung diese Anlage. 

 1Die Nrn. 21, 22 und 23 gelten für Beschäftigte, die nach Tätigkeitsmerkmalen 
eingruppiert sind, welche im Anhang zu Nrn. 21, 22 und 23 aufgelistet sind. 2Die 
Nrn. 19 und 20 gelten für Beschäftigte, die nicht nach Tätigkeitsmerkmalen ein
gruppiert sind, welche im Anhang zu Nrn. 21, 22 und 23 aufgelistet sind. 3Die 
Bestimmung des persönlichen Geltungsbereichs in den Sätzen 1 und 2 gilt we
der als eine tarifliche Neuregelung der Erschwerniszuschläge gemäß § 19 
TVöD im Sinne der Nrn. 19 bis 23 noch als Inkrafttreten eines entsprechenden 
Tarifvertrages im Sinne des § 19 Abs. 5 Satz 2 TVöD. 

 1Arbeiterinnen und Arbeiter der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes 
im Sinne der Anlage 2 Satz 3 Buchstabe a des Tarifvertrags über die betriebli
che Altersversorgung der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes (Tarifvertrag 
Altersversorgung – ATV) sind die Beschäftigten der Wasser- und Schifffahrts
verwaltung des Bundes, die nach Tätigkeitsmerkmalen eingruppiert sind, wel
che im Anhang zu Nrn. 21, 22 und 23 aufgelistet sind; dies gilt nicht für Be
schäftigte des Bundesamtes für Seeschifffahrt und Hydrographie. 2Die bei der 
betrieblichen Altersversorgung im Rahmen der Pflichtversicherung am 31. De
zember 2013 bestehende Zuordnung von Beschäftigten der Wasser- und 
Schifffahrtsverwaltung des Bundes zu einer Zusatzversorgungseinrichtung des 
öffentlichen Dienstes bleibt ungeachtet der Veränderung der für sie maßgebli
chen Tätigkeitsmerkmale für die Dauer der unverändert auszuübenden Tätigkeit 
bestehen. 

 Soweit einzelne Tarifvertragsregelungen vorübergehend fortgelten, erstreckt 
sich die Fortgeltung auch auf Beschäftigte i. S. d. § 1 Abs. 2 TVÜ-Bund. 

  



 

40 
 

 

1. Tarifvertrag zu § 71 BAT betreffend Besitzstandswahrung vom 23. Februar 1961 

2. Tarifvertrag über die Regelung der Arbeitsbedingungen der Kapitäne und der Besat
zungsmitglieder der Fischereischutzboote und der Fischereiforschungsschiffe des 
Bundes vom 11. Januar 1972 

3. Tarifvertrag über eine Zuwendung für Kapitäne und Besatzungsmitglieder der Fi
schereischutzboote und Fischereiforschungsschiffe des Bundes vom 31. Januar 
1974 

4. Tarifvertrag für die Angestellten der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes 
auf Laderaumsaugbaggern vom 22. März 1978 

5. Tarifvertrag für die Arbeiter der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes auf 
Laderaumsaugbaggern vom 22. März 1978 

6. Festlegung des Gerichtsstandes bei Arbeitsrechtsstreitigkeiten zwischen dem Bund 
und den Angestellten des Deutschen Wetterdienstes, Tarifvertrag vom 2. September 
1964 

7. Vergütungstarifvertrag Nr. 35 zum BAT für den Bereich des Bundes vom 31. Januar 
2003 

8. Vergütungstarifvertrag Nr. 7 zum BAT-O für den Bereich des Bundes vom 31. Ja
nuar 2003, mit Ausnahme des § 3 Abs. 1 der für die Tabellenentgelte der Anlage B – 
Bund nach § 15 Abs. 2 Satz 2 TVöD i. V. m. der Anlage 2 zu § 4 Abs. 1 und der An-
lage 4 zu § 17 Abs. 7 TVÜ-Bund fortgilt 

9. Monatslohntarifvertrag Nr. 5 zum MTArb vom 31. Januar 2003 

10. Monatslohntarifvertrag Nr. 7 zum MTArb-O vom 31. Januar 2003, mit Ausnahme des 
§ 3 Abs. 1, der für die Tabellenentgelte der Anlage B – Bund nach§ 15 Abs. 2 Satz 2 
TVöD i. V. m. der Anlage 2 zu § 4 Abs. 1 und der Anlage 4 zu § 17 Abs. 7 TVÜ-
Bund fortgilt 

11. Tarifvertrag über das Lohngruppenverzeichnis des Bundes zum MTArb  
(TV LohngrV) vom 11. Juli 1966 

12. Tarifvertrag über das Lohngruppenverzeichnis des Bundes zum MTArb-O (TV Lohn
gruppen-O-Bund) vom 8. Mai 1991 

13. Tarifvertrag über die Ausführung von Arbeiten im Leistungslohnverfahren im Bereich 
der SR 2 g des Abschnitts A der Anlage 2 MTArb vom 16. November 1971 

14. Tarifvertrag zur Überleitung der Arbeiter der Zoll- und Verbrauchssteuerverwaltung 
und der Bundesvermögensverwaltung der Oberfinanzdirektion Berlin sowie der Bun
desmonopolverwaltung für Branntwein in das Tarifrecht des Bundes vom 18. Sep
tember 1991 

15. Tarifvertrag über die Eingruppierung der Angestellten in den Warenfachabteilungen 
und bei den Außenstellen der Einfuhr- und Vorratsstellen, der Einfuhrstelle für Zu
cker und der Mühlenstelle vom 8. Dezember 1966 
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16. Tarifvertrag über Zusatzurlaub für gesundheitsgefährdende Arbeiten für Arbeiter des 
Bundes vom 26. Juli 1960 

17. Tarifvertrag über Zulagen an Angestellte (Bund) vom 17. Mai 1982, 
mit Ausnahme der §§ 6a, 9 und 10 

18. Tarifvertrag über Zulagen an Angestellte (TV Zulagen Ang-O) (Bund) vom 8. Mai 
1991,  
mit Ausnahme 

— des Eingangssatzes des § 1 Abs. 1, 

— des § 1 Abs. 1 Nr. 1, 1. Halbsatz entsprechend Nr. 20, 

— des § 1 Abs. 1 Nr. 2 entsprechend Nr. 17 und 

— des § 1 Abs. 1 Nr. 4, 5 und 7 

19. Tarifvertrag über die Gewährung von Zulagen gemäß § 33 Abs. 1 Buchst. c BAT 
vom 11. Januar 1962 
— Fortgeltung bis zum Inkrafttreten einer tariflichen Neuregelung der Erschwerniszuschläge ge

mäß § 19 TVöD 

20. Tarifvertrag über die Gewährung von Zulagen gemäß § 33 Abs. 1 Buchst. c BAT-O 
(TV Zulagen zu § 33 BAT-O) vom 8. Mai 1991 
— Fortgeltung bis zum Inkrafttreten einer tariflichen Neureglung der Erschwerniszuschläge gemäß 

§ 19 TVöD 

21. Tarifvertrag über Lohnzuschläge gemäß § 29 MTArb für Arbeiter des Bundes (Lohn
zuschlagsTV) vom 9. Mai 1969 
— Fortgeltung bis zum Inkrafttreten einer tariflichen Neuregelung der Erschwerniszuschläge ge

mäß § 19 TVöD 

22. Tarifvertrag über Taucherzuschläge für Arbeiter des Bundes vom 13. September 1973  
— Fortgeltung bis zum Inkrafttreten einer tariflichen Neuregelung der Erschwerniszuschläge ge

mäß § 19 TVöD 

23. Tarifvertrag über Lohnzuschläge gemäß § 29 MTArb-O und über Taucherzuschläge 
für Arbeiter des Bundes im Geltungsbereich des MTArb-O (TV Lohnzuschläge-O-
Bund) vom 8. Mai 1991 
— Fortgeltung bis zum Inkrafttreten einer tariflichen Neuregelung der Erschwerniszuschläge ge

mäß § 19 TVöD 

24. Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen an Angestellte vom 17. Dezember 
1970 

25. Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen an Angestellte (TV VL Ang-O) 
vom 8. Mai 1991 

26. Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen an Arbeiter (Bund) vom 17. De
zember 1970 

27. Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen an Arbeiter (TV VL Arb-O) vom 
8. Mai 1991 
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28. Tarifvertrag über eine Zuwendung für Angestellte vom 12. Oktober 1973 

29. Tarifvertrag über eine Zuwendung für Angestellte (TV Zuwendung Ang-O) vom 
10. Dezember 1990 

30. Tarifvertrag über eine Zuwendung für Arbeiter des Bundes und der Länder vom 
12. Oktober 1973 

31. Tarifvertrag über eine Zuwendung für Arbeiter (TV Zuwendung Arb-O) vom 10. De
zember 1990 

32. Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Angestellte vom 16. März 1977 

33. Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Angestellte (TV Urlaubsgeld Ang-O) vom 
10. Dezember 1990 

34. Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Arbeiter vom 16. März 1977 

35. Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Arbeiter (TV Urlaubsgeld Arb-O) vom 10. De
zember 1990 

36. Beihilfetarifvertrag, TV vom 15. Juni 1959 

37. Tarifvertrag über die Gewährung von Beihilfen an Arbeiter, Lehrlinge und Anlern-
linge des Bundes vom 15. Juni 1959 

38. Tarifvertrag zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Ärzte/Ärztinnen im Praktikum 
vom 10. April 1987 

39. Tarifvertrag zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Ärzte/Ärztinnen im Praktikum 
(Mantel-TV AiP-O) vom 5. März 1991 

40. Entgelttarifvertrag Nr. 12 für Ärzte/Ärztinnen im Praktikum vom 31. Januar 2003 

41. Entgelttarifvertrag Nr. 7 für Ärzte/Ärztinnen im Praktikum (Ost) vom 31. Januar 2003 

42. Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen an Ärzte/Ärztinnen im Praktikum 
vom 10. April 1987 

43. Tarifvertrag über eine Zuwendung für Ärzte/Ärztinnen im Praktikum vom 10. April 
1987 

44. Tarifvertrag über eine Zuwendung für Ärzte/Ärztinnen im Praktikum (TV Zuwendung 
AiP-O) vom 5. März 1991 

45. Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Ärzte/Ärztinnen im Praktikum vom 10. April 1987 

46. Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Ärzte/Ärztinnen im Praktikum (TV Urlaubsgeld 
AiP-O) vom 5. März 1991 

47. Tarifvertrag über die Erhöhung der Löhne und Gehälter für Beschäftigte im öffentli
chen Dienst vom 4. September 1990 

48. Tarifvertrag über die Eingruppierung der Angestellten des Bundesverbandes für den 
Selbstschutz vom 15. November 1978 

49. Tarifvertrag über eine Zulage an Arbeiter bei der Bundesanstalt für Flugsicherung vom 
20. September 1990 
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50. Tarifvertrag über eine Zulage an Arbeiter beim Bundesausfuhramt vom 15. April 1992 

51. Tarifvertrag über eine Zulage für Angestellte mit Aufgaben nach dem Asylverfahrens
gesetz (TV Zulage Asyl Ang-O) vom 3. Mai 1993 

52. Tarifvertrag über eine Zulage an Auszubildende (TV-Zulage Azubi-O) vom 5. März 
1991 

53. Vereinbarung über die Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze im öffentlichen 
Dienst vom 17. Juli 1996 

54. Tarifvertrag über die Versorgung der Arbeitnehmer des Bundes und der Länder so-
wie von Arbeitnehmern kommunaler Verwaltungen und Betriebe (Versorgungs-TV) 
vom4. November 1966 
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Anhang zu Nrn. 21, 22 und 23 

Tätigkeitsmerkmale der Entgeltordnung: 

 Teil II  

 Teil III  

Abschnitt 4, Abschnitt 9, Abschnitt 10, Abschnitt 19, Abschnitt 22, Abschnitt 23, 
Abschnitt 29, Abschnitt 31 Entgeltgruppen 3 und 4, Abschnitt 33, Abschnitt 37, 
Abschnitt 38, Abschnitt 39, Abschnitt 44, Abschnitt 45 Entgeltgruppe 3, Entgelt
gruppe 4, Entgeltgruppe 5 Fall-gruppe 2 und Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 2, Ab
schnitt 47, Abschnitt 48 Entgeltgruppe 8. 

 Teil IV 

c) Abschnitt 1 Entgeltgruppen 3 bis 7, Entgeltgruppe 8 Fallgruppen 1 bis 3 
und Entgeltgruppe 9a,  

d) Abschnitte 4 bis 6,  

e) Abschnitt 8 Entgeltgruppen 5 und 6,  

f) Abschnitte 12 und 13,  

g) Abschnitt 14 Entgeltgruppe 2 und Entgeltgruppe 3 Fallgruppe 1, 

h) Abschnitte 15 bis 19, 

i) Abschnitte 21 und 22,  

j) Abschnitt 23 Entgeltgruppen 3 und 5, Entgeltgruppe 6 Fallgruppen 2 bis 8, 
Entgeltgruppe 7 Fallgruppen 4 bis 8, Entgeltgruppe 8 Fallgruppen 4 bis 9,  

k) Abschnitt 26 Entgeltgruppe 9a Fallgruppe 2, 

l) Abschnitt 28,  

m) Abschnitt 30, 

n) Abschnitt 31 Entgeltgruppen 5 bis 8, 

o) Abschnitt 32 Entgeltgruppe 4 und Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 2. 

 Teil V  

a) Abschnitt 1  
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aa)  Unterabschnitt 1 Entgeltgruppen 4 bis 7, Entgeltgruppe 8 Fallgrup
pen 1, 2 und 5 bis 11und Entgeltgruppe 9a, 

bb)  Unterabschnitt 2 Entgeltgruppen 4 bis 6, Entgeltgruppe 7 Fallgruppe 
2 und Entgeltgruppe 8 Fallgruppe 2, 

cc)  Unterabschnitt 3 Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 2, 

b) Abschnitt 2 Unterabschnitt 1 Entgeltgruppen 3 bis 7, Entgeltgruppe 8 Fall
gruppen 3 und 5 bis 9 und Entgeltgruppe 9a und Unterabschnitt 2,  

c) Abschnitt 3 Entgeltgruppen 3 bis 8 und Entgeltgruppe 9a Fallgruppen 1 
und 3, 

d) Abschnitt 4 Unterabschnitt 1 Entgeltgruppen 4 bis 7 und Entgeltgruppe 8 
Fallgruppen 3 bis 8. 

 Teil VI 
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Anlage 1 TVÜ-Bund Teil C 

Anlage 1 TVÜ-Bund Teil C 

1. Tarifvertrag für Arbeitnehmer des Bundes über die Arbeitsbedingungen bei beson
deren Verwendungen im Ausland (AuslandsV-TV) vom 9. November 1993 

2. Tarifvertrag zur Regelung der Arbeitsbedingungen der bei Auslandsvertretungen der 
Bundesrepublik Deutschland beschäftigten nicht entsandten Arbeitnehmer –Tarifver
trag Arbeitnehmer Ausland (TV AN Ausland) vom 30. November 2001 

3. (aufgehoben mit Wirkung vom 01.01.2014) 

4. (aufgehoben mit Wirkung vom 01.01.2014) 

5. Tarifvertrag über den Rationalisierungsschutz für Angestellte (RatSchTV Ang) vom 
9. Januar 1987  

6. Tarifvertrag über den Rationalisierungsschutz für Arbeiter des Bundes und der Län
der (RatSchTV Arb) vom 9. Januar 1987 

7. Tarifvertrag zur Ergänzung der Lohn- und Vergütungssicherung in bestimmten Be
reichen des Bundes vom 9. Januar 1987 

8. (aufgehoben mit Wirkung vom 01.01.2014) 

9. Tarifvertrag über sozialverträgliche Begleitmaßnahmen im Zusammenhang mit der 
Umgestaltung der Bundeswehr vom 18. Juli 2001 

10. Tarifvertrag über die Geltung des Tarifvertrages über sozialverträgliche Begleitmaß
nahmen im Zusammenhang mit der Umgestaltung der Bundeswehr vom 18. Juli 
2001 für die Fernleitungs-Betriebsgesellschaft mbH vom 15. Januar 2002. 

11. Tarifvertrag über Begleitmaßnahmen im Zusammenhang mit dem Beschluss des 
deutschen Bundestages vom 20. Juni 1991 zur Vollendung der Einheit Deutsch
lands (UmzugsTV) vom 24. Juni 1996  

12. Tarifvertrag zur Regelung der Altersteilzeitarbeit (TV ATZ) vom 5. Mai 1998 

13. Tarifvertrag über die betriebliche Altersversorgung der Beschäftigten des öffentli
chen Dienstes (Tarifvertrag Altersversorgung – ATV) vom 1. März 2002   

14. Tarifvertrag über den Geltungsbereich der für den öffentlichen Dienst in der Bundes
republik Deutschland bestehenden Tarifverträge vom 1. August 1990 

15. Tarifvertrag zur Übernahme von Tarifverträgen vom 12. Mai 1975 

16. Tarifvertrag über Zulagen an Angestellte bei obersten Bundesbehörden vom 4. No
vember 1971 

17. Tarifvertrag über Zulagen an Arbeiter bei obersten Bundesbehörden oder bei obers
ten Landesbehörden vom 4. November 1971 

18. Tarifvertrag über Zulagen an Angestellte bei den Sicherheitsdiensten des Bundes 
vom 21. Juni 1977 

19. Tarifvertrag über eine Zulage für Angestellte beim Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik vom 14. Dezember 1990 
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20. Tarifvertrag über Zulagen an Arbeiter bei den Sicherheitsdiensten des Bundes vom 
21. Juni 1977  

21. Tarifvertrag über eine Zulage für Arbeiter beim Bundesamt für Sicherheit in der Infor
mationstechnik vom 14. Dezember 1990 

22. Tarifvertrag über Zulagen an Arbeiter des Bundes im Geltungsbereich des MTArb-O 
(TV Zulagen Arb-O-Bund) vom 8. Mai 1991;  
(aufgehoben mit Wirkung vom 01.01.2014) 

23. Tarifvertrag über die Ausführung von Arbeiten im Leistungslohnverfahren im Bereich 
der SR 2 a des Abschnitts A der Anlage 2 MTArb (Gedingerichtlinien) vom 1. April 
1964 

24. (aufgehoben mit Wirkung vom 01.01.2014) 

(aufgehoben mit Wirkung vom 29. April 2016) 
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Anlage 2 TVÜ-Bund 

Zuordnung der Vergütungs- und Lohngruppen zu den Entgeltgruppen für am 30. September/1. Oktober 2005  
vorhandene Beschäftigte für die Überleitung (Bund) 

(aufgehoben mit Wirkung vom 01.01.2014) 



 

 

Anlage 3 TVÜ-Bund 

Strukturausgleiche für Angestellte (Bund) 

Angestellte, deren Ortszuschlag sich nach § 29 Abschnitt B Abs. 5 BAT/BAT-O bemisst, erhalten den entsprechenden Anteil, in jedem 
Fall aber die Hälfte des Strukturausgleichs für Verheiratete. 

Soweit nicht anders ausgewiesen, beginnt die Zahlung des Strukturausgleichs am 1. Oktober 2007. Die Angabe "nach … Jahren" 
bedeutet, dass die Zahlung nach den genannten Jahren ab dem In-Kraft-Treten des TVöD beginnt; so wird z. B. bei dem Merkmal 
"nach 4 Jahren" der Zahlungsbeginn auf den 1. Oktober 2009 festgelegt, wobei die Auszahlung eines Strukturausgleichs mit den je
weiligen Monatsbezügen erfolgt. Die Dauer der Zahlung ist ebenfalls angegeben; dabei bedeutet "dauerhaft" die Zahlung während der 
Zeit des Arbeitsverhältnisses.  

Ist die Zahlung "für" eine bestimmte Zahl von Jahren angegeben, ist der Bezug auf diesen Zeitraum begrenzt (z. B. "für 5 Jahre" be
deutet Beginn der Zahlung im Oktober 2007 und Ende der Zahlung mit Ablauf September 2012). Eine Ausnahme besteht dann, wenn 
das Ende des Zahlungszeitraumes nicht mit einem Stufenaufstieg in der jeweiligen Entgeltgruppe zeitlich zusammenfällt; in diesen 
Fällen wird der Strukturausgleich bis zum nächsten Stufenaufstieg fortgezahlt. Diese Ausnahmeregelung gilt nicht, wenn der Stufen
aufstieg in die Endstufe erfolgt; in diesen Fällen bleibt es bei der festgelegten Dauer. 
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Entgelt-
gruppe 

Vergütungsgruppe bei 
In-Kraft-Treten TVÜ 

Aufstieg 

Ortszuschlag 
Stufe 1,2 

Lebensal
tersstufe Höhe Aus

gleichsbetrag 
Dauer 

bei In-Kraft-Treten TVÜ 

2 X IXb nach 2 Jahren OZ 2 23 40 € für 4 Jahre 

2 X IXb nach 2 Jahren  OZ 2 29 30 € dauerhaft 

2 X IXb nach 2 Jahren OZ 2 31 30 € dauerhaft 

2 X IXb nach 2 Jahren OZ 2 33 30 € dauerhaft 

2 X IXb nach 2 Jahren OZ 2 35 20 € dauerhaft 

3 VIII ohne OZ 2 25 35 € nach 4 Jahren dauerhaft 

3 VIII ohne OZ 2 27 35 € dauerhaft 

3 VIII ohne OZ 2 29 35 € nach 4 Jahren dauerhaft 

3 VIII ohne OZ 2 31 35 € dauerhaft 

3 VIII ohne OZ 2 33 35 € dauerhaft 

3 VIII ohne OZ 2 35 35 € dauerhaft 

3 VIII ohne OZ 2 37 20 € dauerhaft 

6 VIb ohne OZ 2 29 50 € dauerhaft 

6 VIb ohne OZ 2 31 50 € dauerhaft 

6 VIb ohne OZ 2 33 50 € dauerhaft 

6 VIb ohne OZ 2 35 50 € dauerhaft 

6 VIb ohne OZ 2 37 50 € dauerhaft 

6 VIb ohne OZ 2 39 50 € dauerhaft 
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Entgelt-
gruppe 

Vergütungsgruppe bei 
In-Kraft-Treten TVÜ 

Aufstieg 

Ortszuschlag 
Stufe 1,2 

Lebensal
tersstufe Höhe Aus

gleichsbetrag 
Dauer 

bei In-Kraft-Treten TVÜ 

8 Vc ohne OZ 2 37 40 € dauerhaft 

8 Vc ohne OZ 2 39 40 € dauerhaft 

9 Vb ohne OZ 1 29 60 € für 12 Jahre 

9 Vb ohne OZ 1 31 60 € nach 4 Jahren für 7 Jahre 

9 Vb ohne OZ 1 33 60 € für 7 Jahre 

9 Vb ohne OZ 2 27 90 € nach 4 Jahren für 7 Jahre 

9 Vb ohne OZ 2 29 90 € für 7 Jahre 

9 Vb ohne OZ 2 35 20 € nach 4 Jahren dauerhaft 

9 Vb ohne OZ 2 37 40 € nach 4 Jahren dauerhaft 

9 Vb ohne OZ 2 39 40 € dauerhaft 

9 Vb ohne OZ 2 41 40 € dauerhaft 

9 Vb IVb nach 6 Jahren OZ 1 29 50 € für 3 Jahre 

9 Vb IVb nach 2, 3, 4, 6 Jahren OZ 1 35 60 € für 4 Jahre 

9 Vb IVb nach 2, 3, 4, 6 Jahren OZ 2 31 50 € für 4 Jahre 

9 Vb IVb nach 2, 3, 4, 6 Jahren OZ 2 37 60 € dauerhaft 

9 Vb IVb nach 2, 3, 4, 6 Jahren OZ 2 39 60 € dauerhaft 

9 Vb IVb nach 2, 3, 4, 6 Jahren OZ 2 41 60 € dauerhaft 

9 IVb ohne OZ 1 35 60 € für 4 Jahre 
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Entgelt-
gruppe 

Vergütungsgruppe bei 
In-Kraft-Treten TVÜ 

Aufstieg 

Ortszuschlag 
Stufe 1,2 

Lebensal
tersstufe Höhe Aus

gleichsbetrag 
Dauer 

bei In-Kraft-Treten TVÜ 

9 IVb ohne OZ 2 31 50 € für 4 Jahre 

9 IVb ohne OZ 2 37 60 € dauerhaft 

9 IVb ohne OZ 2 39 60 € dauerhaft 

9 IVb ohne OZ 2 41 60 € dauerhaft 

10 IVb IVa nach 2, 4, 6 Jahren OZ 1 35 40 € für 4 Jahre 

10 IVb IVa nach 2, 4, 6 Jahren OZ 1 41 30 € dauerhaft 

10 IVb IVa nach 2, 4, 6 Jahren OZ 1 43 30 € dauerhaft 

10 IVb IVa n. 6. J. OZ 2 29 70 € für 7 Jahre 

10 IVb IVa nach 2,  4, 6 Jahren OZ 2 37 60 € nach 4 Jahren dauerhaft 

10 IVb IVa nach 2,  4, 6 Jahren OZ 2 39 60 € dauerhaft 

10 IVb IVa nach 2, 4,   4,6 Jahren  OZ 2 41 85 € dauerhaft 

10 IVb IVa nach 2, 4,   4,6 Jahren OZ 2 43 60 € dauerhaft 

10 IVa ohne OZ 1 35 40 € für 4 Jahre 

10 IVa ohne OZ 1 41 30 € dauerhaft 

10 IVa ohne OZ 1 43 30 € dauerhaft 

10 IVb IVa n. 6. J. OZ 2 29 70 € für 7 Jahre 

10 IVb IVa nach 2,  4, 6 Jahren OZ 2 37 60 € nach 4 Jahren dauerhaft 

10 IVb IVa nach 2,  4, 6 Jahren OZ 2 39 60 € dauerhaft 
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Entgelt-
gruppe 

Vergütungsgruppe bei 
In-Kraft-Treten TVÜ 

Aufstieg 

Ortszuschlag 
Stufe 1,2 

Lebensal
tersstufe Höhe Aus

gleichsbetrag 
Dauer 

bei In-Kraft-Treten TVÜ 

10 IVb IVa nach 2, 4,   4,6 Jahren  OZ 2 41 85 € dauerhaft 

10 IVb IVa nach 2, 4,   4,6 Jahren OZ 2 43 60 € dauerhaft 

10 IVa ohne OZ 1 35 40 € für 4 Jahre 

10 IVa ohne OZ 1 41 30 € dauerhaft 

10 IVa ohne OZ 1 43 30 € dauerhaft 

10 IVb IVa n. 6. J. OZ 2 29 70 € für 7 Jahre 

10 IVb IVa nach 2,  4, 6 Jahren OZ 2 37 60 € nach 4 Jahren dauerhaft 

10 IVb IVa nach 2,  4, 6 Jahren OZ 2 39 60 € dauerhaft 

10 IVb IVa nach 2, 4,   4,6 Jahren  OZ 2 41 85 € dauerhaft 

10 IVb IVa nach 2, 4,   4,6 Jahren OZ 2 43 60 € dauerhaft 

10 IVa ohne OZ 1 35 40 € für 4 Jahre 

10 IVa ohne OZ 1 41 30 € dauerhaft 

10 IVa ohne OZ 1 43 30 € dauerhaft 

10 IVa ohne OZ 2 37 60 € nach 4 Jahren dauerhaft 

10 IVa ohne OZ 2 39 60 € dauerhaft 

10 IVa ohne OZ 2 41 85 € dauerhaft 

10 IVa ohne OZ 2 43 60 € dauerhaft 

11 IVa III nach 4, 6,  8 Jahren  OZ 1 41 40 € dauerhaft 
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Entgelt-
gruppe 

Vergütungsgruppe bei 
In-Kraft-Treten TVÜ 

Aufstieg 

Ortszuschlag 
Stufe 1,2 

Lebensal
tersstufe Höhe Aus

gleichsbetrag 
Dauer 

bei In-Kraft-Treten TVÜ 

11 IVa III nach 4, 6, und 8 Jahren OZ 1 43 40 € dauerhaft 

11 IVa III nach 4, 6, und 8 Jahren  OZ 2 37 70 € nach 4 Jahren dauerhaft 

11 IVa III nach 4, 6, und 8 Jahren OZ 2 39 70 € dauerhaft 

11 IVa III nach 4, 6, und 8 Jahren  OZ 2 41 85 € dauerhaft 

11 IVa III nach 4, 6, und 8 Jahren OZ 2 43 70 € dauerhaft 

11 III ohne OZ 1 41 40 € nach vier Jahren dauerhaft 

11 III ohne OZ 1 43 40 € dauerhaft 

11 III ohne OZ 2 37 70 € nach 4 Jahren dauerhaft 

11 III ohne OZ 2 39 70 € dauerhaft 

11 III ohne OZ 2 41 85 € dauerhaft 

11 III ohne OZ 2 43 70 € dauerhaft 

11 IIb ohne OZ 1 31 60 € nach 4 Jahren für 2 Jahre* 

11 IIb ohne OZ 1 39 60 € nach 4 Jahren dauerhaft* 

11 IIb ohne OZ 1 41 80 € dauerhaft* 

11 IIb ohne OZ 2 29 60 € nach 4 Jahren für 2 Jahre* 

11 IIb ohne OZ 2 35 80 € nach 4 Jahren dauerhaft* 

                                                           
* Der Strukturausgleich wird rückwirkend, jedoch frühestens ab dem 1. Februar 2008 geleistet. 
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Entgelt-
gruppe 

Vergütungsgruppe bei 
In-Kraft-Treten TVÜ 

Aufstieg 

Ortszuschlag 
Stufe 1,2 

Lebensal
tersstufe Höhe Aus

gleichsbetrag 
Dauer 

bei In-Kraft-Treten TVÜ 

11 IIb ohne OZ 2 37 100 € nach 4 Jahren dauerhaft* 

11 IIb ohne OZ 2 39 110 € dauerhaft* 

11 IIb ohne OZ 2 41 80 € dauerhaft* 

12 III IIa nach 10 Jahren OZ 1 33 95 € für 5 Jahre  

12 III IIa nach 10 Jahren OZ 1 35 95 € für 4 Jahre 

12 III IIa nach 10 Jahren OZ 1 39 50 € nach 4 Jahren dauerhaft 

12 III IIa nach 10 Jahren OZ 1 41 50 € dauerhaft 

12 III IIa nach 10 Jahren OZ 1 43 50 € dauerhaft 

12 III IIa nach 10 Jahren OZ 2 33 100 € für 4 Jahre 

12 III IIa nach 10 Jahren OZ 2 37 100 € nach 4 Jahren dauerhaft 

12 III IIa nach 10 Jahren OZ 2 39 100 € dauerhaft 

12 III IIa nach 10 Jahren OZ 2 41 100 € dauerhaft 

12 III IIa nach 10 Jahren OZ 2 43 85 € dauerhaft 

12 III IIa nach 8 Jahren OZ 1 35 95 € für 4 Jahre 

12 III IIa nach 8 Jahren OZ 1 39 50 € nach 4 Jahren dauerhaft 

12 III IIa nach 8 Jahren OZ 1 41 50 € dauerhaft 

                                                           
* Der Strukturausgleich wird rückwirkend, jedoch frühestens ab dem 1. Februar 2008 geleistet. 
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Entgelt-
gruppe 

Vergütungsgruppe bei 
In-Kraft-Treten TVÜ 

Aufstieg 

Ortszuschlag 
Stufe 1,2 

Lebensal
tersstufe Höhe Aus

gleichsbetrag 
Dauer 

bei In-Kraft-Treten TVÜ 

12 III IIa nach 8 Jahren OZ 1 43 50 € dauerhaft 

12 III IIa nach 8 Jahren OZ 2 31 100 € für 5 Jahre 

12 III IIa nach 8 Jahren OZ 2 33 100 € für 4 Jahre 

12 III IIa nach 8 Jahren OZ 2 37 100 € nach 4 Jahren dauerhaft 

12 III IIa nach 8 Jahren OZ 2 39 100 € dauerhaft 

12 III IIa nach 8 Jahren OZ 2 41 100 € dauerhaft 

12 III IIa nach 8 Jahren OZ 2 43 85 € dauerhaft 

12 III IIa nach 5 Jahren OZ 1 29 100 € für 3 Jahre 

12 III IIa nach 5 u. 6 Jahren OZ 1 35 95 € für 4 Jahre 

12 III IIa nach 5 u. 6 Jahren OZ 1 39 50 € nach 4 Jahren dauerhaft 

12 III IIa nach 5 u. 6 Jahren OZ 1 41 50 € dauerhaft 

12 III IIa nach 5 u. 6 Jahren OZ 1 43 50 € dauerhaft 

12 III IIa nach 5 u. 6 Jahren OZ 2 33 100 € für 4 Jahre 

12 III IIa nach 5 u. 6 Jahren OZ 2 37 100 € nach 4 Jahren dauerhaft 

12 III IIa nach 5 u. 6 Jahren OZ 2 39 100 € dauerhaft 

12 III IIa nach 5 u. 6 Jahren OZ 2 41 100 € dauerhaft 

12 III IIa nach 5 u. 6 Jahren OZ 2 43 85 € dauerhaft 

13 IIa ohne OZ 2 39 60 € nach 4 Jahren dauerhaft 
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Entgelt-
gruppe 

Vergütungsgruppe bei 
In-Kraft-Treten TVÜ 

Aufstieg 

Ortszuschlag 
Stufe 1,2 

Lebensal
tersstufe Höhe Aus

gleichsbetrag 
Dauer 

bei In-Kraft-Treten TVÜ 

13 IIa ohne OZ 2 41 60 € dauerhaft 

13 IIa ohne OZ 2 43 60 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 15 Jahren OZ 1 39 80 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 15 Jahren OZ 1 41 80 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 15 Jahren OZ 1 43 80 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 15 Jahren OZ 1 45 60 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 15 Jahren OZ 2 37 110 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 15 Jahren OZ 2 39 110 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 15 Jahren OZ 2 41 110 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 15 Jahren OZ 2 43 110 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 15 Jahren OZ 2 45 60 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 5 u. 6 Jahren OZ 1 31 100 € für 3 Jahre 

14 IIa Ib nach 5 u. 6 Jahren OZ 1 35 100 € für 4 Jahre 

14 IIa Ib nach 5 u. 6 Jahren OZ 1 41 80 € nach 4 Jahren dauerhaft 

14 IIa Ib nach 5 u. 6 Jahren OZ 1 43 80 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 5 u. 6 Jahren OZ 1 45 60 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 5 u. 6 Jahren OZ 2 31 110 € für 7 Jahre 

14 IIa Ib nach 5 u. 6 Jahren OZ 2 33 50 € für 4 Jahre 
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Entgelt-
gruppe 

Vergütungsgruppe bei 
In-Kraft-Treten TVÜ 

Aufstieg 

Ortszuschlag 
Stufe 1,2 

Lebensal
tersstufe Höhe Aus

gleichsbetrag 
Dauer 

bei In-Kraft-Treten TVÜ 

14 IIa Ib nach 5 u. 6 Jahren OZ 2 39 110 € nach 4 Jahren dauerhaft 

14 IIa Ib nach 5 u. 6 Jahren OZ 2 41 110 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 5 u. 6 Jahren OZ 2 43 110 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 5 u. 6 Jahren OZ 2 45 60 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 11 Jahren OZ 1 33 50 € nach 4 Jahren für 5 Jahre 

14 IIa Ib nach 11 Jahren OZ 1 35 50 € für 5 Jahre  

14 IIa Ib nach 11 Jahren OZ 1 37 80 € für 4 Jahre 

14 IIa Ib nach 11 Jahren OZ 1 41 80 € nach 4 Jahren dauerhaft 

14 IIa Ib nach 11 Jahren OZ 1 43 80 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 11 Jahren OZ 1 45 60 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 11 Jahren OZ 2 35 110 € nach 3 Jahren für 3 Jahre 

14 IIa Ib nach 11 Jahren OZ 2 37 110 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 11 Jahren OZ 2 39 110 € nach 4 Jahren dauerhaft 

14 IIa Ib nach 11 Jahren OZ 2 41 110 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 11 Jahren OZ 2 43 110 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 11 Jahren OZ 2 45 60 € dauerhaft 

14 Ib ohne OZ 1 35 100 € für 4 Jahre 

14 Ib ohne OZ 1 41 80 € nach 4 Jahren dauerhaft 
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Entgelt-
gruppe 

Vergütungsgruppe bei 
In-Kraft-Treten TVÜ 

Aufstieg 

Ortszuschlag 
Stufe 1,2 

Lebensal
tersstufe Höhe Aus

gleichsbetrag 
Dauer 

bei In-Kraft-Treten TVÜ 

14 Ib ohne OZ 1 43 80 € dauerhaft 

14 Ib ohne OZ 1 45 60 € dauerhaft 

14 Ib ohne OZ 2 33 50 € für 4 Jahre 

14 Ib ohne OZ 2 39 110 € nach 4 Jahren dauerhaft 

14 Ib ohne OZ 2 41 110 € dauerhaft 

14 Ib ohne OZ 2 43 110 € dauerhaft 

14 Ib ohne OZ 2 45 60 € dauerhaft 

15 Ia ohne OZ 1 39 110 € für 4 Jahre 

15 Ia ohne OZ 1 43 50 € dauerhaft 

15 Ia ohne OZ 1 45 50 € dauerhaft 

15 Ia ohne OZ 2 37 110 € für 4 Jahre 

15 Ia ohne OZ 2 41 50 € dauerhaft 

15 Ia ohne OZ 2 43 50 € dauerhaft 

15 Ia ohne OZ 2 45 50 € dauerhaft 

15 Ib Ia nach 8 Jahren OZ 1 39 110 € für 4 Jahre 

15 Ib Ia nach 8 Jahren OZ 1 43 50 € dauerhaft 

15 Ib Ia nach 8 Jahren OZ 1 45 50 € dauerhaft 

15 Ib Ia nach 8 Jahren OZ 2 37 110 € für 4 Jahre 



Anlage 3 TVÜ-Bund 

60 
 

Entgelt-
gruppe 

Vergütungsgruppe bei 
In-Kraft-Treten TVÜ 

Aufstieg 

Ortszuschlag 
Stufe 1,2 

Lebensal
tersstufe Höhe Aus

gleichsbetrag 
Dauer 

bei In-Kraft-Treten TVÜ 

15 Ib Ia nach 8 Jahren OZ 2 41 50 € dauerhaft 

15 Ib Ia nach 8 Jahren OZ 2 43 50 € dauerhaft 

15 Ib Ia nach 8 Jahren OZ 2 45 50 € dauerhaft 

15 Ib Ia nach 4 Jahren OZ 1 39 110 € für 4 Jahre 

15 Ib Ia nach 4 Jahren OZ 1 43 50 € dauerhaft 

15 Ib Ia nach 4 Jahren OZ 1 45 50 € dauerhaft 

15 Ib Ia nach 4 Jahren OZ 2 37 110 € für 4 Jahre 

15 Ib Ia nach 4 Jahren OZ 2 41 50 € dauerhaft 

15 Ib Ia nach 4 Jahren OZ 2 43 50 € dauerhaft 

15 Ib Ia nach 4 Jahren OZ 2 45 50 € dauerhaft 

15 Ü I ohne OZ 2 43 50 € dauerhaft 

15 Ü I ohne OZ 2 45 50 € dauerhaft 



 

 

Anlage 4 TVÜ-Bund 

Vorläufige Zuordnung der Vergütungs- und Lohngruppen zu den Entgeltgruppen für zwischen dem 1. Oktober 2005  
und dem In-Kraft-Treten der neuen Entgeltordnung stattfindende Eingruppierungsvorgänge (Bund) 

(aufgehoben mit Wirkung vom 01.01.2014) 



 

 

Anlage 5 zu § 23 TVÜ-Bund 

1. Übergangsregelung zu § 45 Nr. 7 TVöD: 

a) 1Bis zum In-Kraft-Treten eines Tarifvertrags über eine persönliche Zulage 
nach § 14 gilt die in § 18 Abs. 2 i. V. m. § 9 Abs. 1 MTArb/MTArb-O ge
nannte Frist von 30 Tagen nicht für zu einer Auslandsdienststelle entsand
ten Beschäftigte, die vor dem 1 Januar 2005 der Rentenversicherung der 
Arbeiter unterlegen hätten. Diese Beschäftigten sind verpflichtet, 

— während des Heimaturlaubs, 

— in anderen Fällen Beschäftigte oder Beamtinnen/Beamte bis zur 
Dauer von drei Monaten  

zu vertreten. 2§ 18 Abs. 2 i. V. m. § 9 Abs. 2 MTArb/MTArb-O finden für 
diesen Zeitraum keine Anwendung. 

b) 1Bei Änderungen infolge der Zuordnung zu den neuen Entgeltgruppen bei 
ins Ausland entsandten Beschäftigten, unter die Sonderregelungen für Be
schäftigte, die zu Auslandsdienstorten des Bundes entsandt sind, fallen, 
bemisst sich die Höhe der Auslandsbezüge bis zur nächsten Versetzung 
nach der bis zum 30. September 2005 geltenden Rechtslage. 2Ergeben 
sich nach altem Recht höhere Auslandsbezüge als nach neuem Recht, er
halten Beschäftigte eine abbaubare persönliche Zulage in Höhe des Un
terschiedsbetrags zwischen den Auslandsbezügen, die sich nach dem bis 
zum 30. September 2005 geltenden Recht ergeben hätten, und dem ab 
1. Oktober 2005 zu zahlenden Auslandsentgelt. 3Die persönliche Zulage 
entfällt bei einer Höhergruppierung. Allgemeine Entgeltanpassungen wer
den auf die persönliche Zulage angerechnet.  

2. Übergangsregelung für Personen, denen am 30. September 2005 nach den 
Sonderregelungen für die Angestellten im Bereich des Bundesministeriums der 
Verteidigung (SR 2 e I BAT) sowie nach dem Tarifvertrag über einen sozialver
träglichen Personalabbau im Bereich des Bundesministers der Verteidigung 
vom 30. November 1991 (SOPA) eine Übergangsversorgung zugestanden hat: 

Nr. 9 a der SR 2 e I BAT gilt weiter. 

  



 

63 
 

3. Übergangs- und Überleitungsregelung zu § 46 Sonderregelungen für die Be
schäftigten im Bereich des Bundesministeriums der Verteidigung: 

a) Die SR 2 b Nr. 10 Abs. 3 MTArb/MTArb-O und SR 2 e II Nr. 9 Abs. 1 und 3 
BAT/BAT-O gelten bis zum In–Kraft-Treten einer ablösenden tarifvertragli
chen Regelung fort. 

b) Für Beschäftigte im Pflegedienst ergeben sich die Strukturausgleichsbe
träge aus Anlage 2 Abschnitt II TVÜ-VKA; im Übrigen gilt § 12 TVÜ-Bund. 

c) (aufgehoben mit Wirkung vom 01.01.2014) 

4. Regelung für Beschäftigte, die unter den Geltungsbereich der ehemaligen  
SR 2 h BAT fallen: 

1Für Beschäftigte des Luftfahrt-Bundesamtes, die auf Grund von § 1 des Geset
zes zur Übernahme der Beamten und Arbeitnehmer bei der Bundesanstalt für 
Flugsicherung (Artikel 7 des Zehnten Gesetzes zur Änderung des Luftverkehrs
gesetzes vom 23. Juli 1992) Aufgaben der Flugsicherung wahrnehmen, gelten 
die Sonderregelungen 2h BAT für den Bereich des Bundes in der bis zum 
31. Dezember 2001 geltenden Fassung für die Dauer des fortbestehenden Ar
beitsverhältnisses weiter. 2Teil III Abschn. C der Anlage 1a zum BAT gilt fort. 
3Diese Beschäftigten werden zum Zwecke der Berechnung ihres Tabellenent
gelts so gestellt, als wären sie in den TVöD übergeleitet worden. 

5. Übergangsregelung für die Beschäftigten auf Fischereischutzbooten und Fi
schereiforschungsfahrzeugen einschließlich der Ärzte und Heilgehilfen im Be
reich des Bundesministeriums für Verbraucherschutz, Ernähung und Landwirt
schaft: 

1Beschäftigte auf Fischereischutzbooten und Fischereiforschungsfahrzeugen 
einschließlich der Ärzte und Heilgehilfen, jedoch ohne die auf diesen Fahrzeu
gen eingesetzten Beschäftigten des Deutschen Wetterdienstes, werden vom 
Geltungsbereich des TVöD und TVÜ-Bund vorläufig ausgenommen. 2Für die 
Beschäftigten, für die die Regelungen des Tarifgebiets West Anwendung fin
den, gelten der Tarifvertrag zur Regelung der Arbeitsbedingungen und der Be
satzungsmitglieder der Fischereischutzboote und Fischereiforschungsfahrzeuge 
vom 11. Januar 1972 in der Fassung vom 13. März 1987 und der Tarifvertrag 
über eine Zuwendung für Kapitäne und Besatzungsmitglieder der Fischerei
schutzboote und Fischereiforschungsschiffe des Bundes vom 31. Januar 1974 
vorläufig weiter. 3Die Tarifvertragsparteien stimmen darüber ein, dass die Be
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schäftigten nach Satz 1 in den TVöD übergeleitet werden sollen. 4Die Tarifver
handlungen sollen spätestens nach In-Kraft-Treten der Entgeltordnung aufge
nommen werden. 

6. Übergangsregelung für Beschäftigte im Bereich des Bundesministeriums der Fi
nanzen 

a) Für Arbeiterinnen und Arbeiter des Bundes bei der Bundesmonopolverwal
tung für Branntwein, deren dortiges Arbeitsverhältnis über den 30. Sep
tember 2005 hinaus fortbesteht, und die zum 1. Oktober 2005 unter den 
Geltungsbereich des TVöD fallen, gelten für die Dauer des ununterbro
chen fortbestehenden Arbeitsverhältnisses die tarifvertraglichen Bestim
mungen der Nr. 5 und 7 der Sonderregelung 2g MTArb/MTArb-O sowie 
der Tarifvertrag über die Ausführung von Arbeiten im Leistungslohnverfah
ren im Bereich der SR 2g des Abschnitts A der Anlage 2 MTArb vom 
16. November 1971 weiter. 

b) Für Arbeiterinnen und Arbeiter des Bundes im Geltungsbereich des Tarif
vertrags zur Überleitung der Arbeiter der Zoll- und Verbrauchsteuerverwal
tung und der Bundesvermögensverwaltung der Oberfinanzdirektion Berlin 
sowie der Bundesmonopolverwaltung für Branntwein in das Tarifrecht des 
Bundes vom 18. September 1991, deren Arbeitsverhältnis zum Bund über 
den 30. September 2005 hinaus fortbesteht, und die zum 1. Oktober 2005 
unter den Geltungsbereich des TVöD fallen, gelten für die Dauer des un
unterbrochen fortbestehenden Arbeitsverhältnisses die tarifvertraglichen 
Bestimmungen des vorgenannten Überleitungstarifvertrags weiter. 

c) Für Beschäftigte der Bundesmonopolverwaltung für Branntwein, für die bis 
zum 31. Dezember 2013 das Sonderverzeichnis 2g zum TV Lohngruppen
verzeichnis Bund gegolten hat und deren dortiges Beschäftigungsverhält
nis über den 31. Dezember 2013 hinaus fortbesteht, gelten für die Dauer 
des ununterbrochen fortbestehenden Beschäftigungsverhältnisses für Ein
gruppierungen nach dem 31. Dezember 2013 bis zum Ablauf des Bundes
monopoles für Branntwein die folgenden Tätigkeitsmerkmale: 
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Entgelt
gruppe 

Fall
gruppe 

Tätigkeitsmerkmal 

3 1 Beschäftigte in Brennspiritus-Abfüll- und -Ver
packungslinien. 

3 2 Füller. 

3 3 Rangierarbeiter. 

3 4 Fahrer von nicht zum öffentlichen Verkehr zu
gelassenen Gabelstaplern. 

3 5 Maschinenführer in Brennspiritus-Abfüll- und -
Verpackungslinien. 

3 6 Beschäftigte als Mitfahrer bei der Brennspiri
tus-Auslieferung mit Inkassotätigkeiten. 

4 1 Beschäftigte bei einer Außenabteilung der Ver
wertungsstelle, die Personen- und Waren-kon
trollen an Betriebsein- und -ausgängen durch
führen. 

4 2 Diesellokführer. 

4 3 Fahrer von nicht zum öffentlichen Verkehr zu
gelassenen Gabelstaplern mit einer Hubkraft 
ab 1 t, die auch brennbare Flüssigkeiten trans
portieren. 

5 1 Füller mit einschlägiger abgeschlossener drei-
jähriger Berufsausbildung. 

5 2 Maschinenführer in Brennspiritus-Abfüll- und  
-Verpackungslinien mit einschlägiger dreijähri
ger Berufsausbildung. 

6 1 Rangierer mit Rangierleiterprüfung. 

8 1 Beschäftigte mit einschlägiger abgeschlosse
ner dreijähriger Berufsausbildung, die als Ap
parateführer in einer Reinigungsanstalt tätig 
sind. 

8 2 Beschäftigte mit einschlägiger abgeschlosse
ner dreijähriger Berufsausbildung als Erste Ge
hilfen des Meisters in einer Reinigungsanstalt 
oder in einem Lagerbetrieb, denen die Vertre
tung des Meisters obliegt. 
Protokollerklärung: 
Für die Vertretung des Meisters wird keine Zu
lage nach § 14 TVöD gezahlt. 
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Entgelt
gruppe 

Fall
gruppe 

Tätigkeitsmerkmal 

9a 1 Beschäftigte mit einschlägiger abgeschlosse
ner dreijähriger Berufsausbildung als Appara
teführer in einer Reinigungsanstalt, die Verfah
rensanlagen im Druckstufenverbund mit Pro
zessleitsystem (zentrale Mess-, Steuer- und 
Regeltechnik) führen, warten, instand halten 
und die Steuerung der Anlagen den jeweiligen 
Produktionsvorgaben anpassen. 

9a 2 Beschäftigte mit einschlägiger abgeschlosse
ner dreijähriger Berufsausbildung in einer Rei
nigungsanstalt mit Verfahrensanlagen im 
Druckstufenverbund und Prozessleitsystem 
(zentrale Mess-, Steuer- und Regeltechnik), die 
besonders schwierige Prüf-, Wartungs- und In
standsetzungsarbeiten durchführen sowie Pro
grammfehler feststellen und beseitigen. 

7. (aufgehoben mit Wirkung vom 01.01.2014) 

8. (aufgehoben mit Wirkung vom 01.01.2014) 

9. (aufgehoben mit Wirkung vom 01.01.2014) 

10. Für die Eingruppierung der Beschäftigten im Sozial- und Erziehungsdienst im 
Sinne des § 1 Abs. 1 und 2 gilt Folgendes: 

a) 1Die Beschäftigten, deren Arbeitsverhältnis zum Bund über den 31. De
zember 2013 hinaus fortbesteht, und die am 1. Januar 2014 unter den 
Geltungsbereich des TVöD fallen, bleiben für die Dauer der unverändert 
auszuübenden Tätigkeit in der bisherigen Entgeltgruppe eingruppiert. 2Die 
Protokollerklärung zu § 25 Abs. 1 gilt entsprechend. 3§§ 8 und 9 bleiben 
unberührt. 

b) Für Eingruppierungen nach dem 31. Dezember 2013 gelten die folgenden 
Tätigkeitsmerkmale. 

c) 1Die Beschäftigten erhalten für die Dauer der Ausübung ihrer Tätigkeit 
eine Zulage in Höhe von 160,00 Euro monatlich. 2§ 24 Abs. 2 TVöD gilt 
entsprechend. 
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Abschnitt 1: Leiter von Kindertagesstätten 

Vorbemerkungen 

1. Kindertagesstätten im Sinne der Tätigkeitsmerkmale dieses Unterab
schnitts sind Krippen, Kindergärten, Horte, Kinderbetreuungsstuben und 
Kinderhäuser. 

2. Der Ermittlung der Durchschnittsbelegung ist für das jeweilige Kalender
jahr grundsätzlich die Zahl der vom 1. Oktober bis 31. Dezember des vo
rangegangenen Kalenderjahres vergebenen, je Tag gleichzeitig belegba
ren Plätze zugrunde zu legen. 

Entgelt
gruppe 

Fall
gruppe 

Tätigkeitsmerkmal 

11  Leiter von Kindertagesstätten  
mit einer Durchschnittsbelegung von mindes
tens 180 Plätzen. 

10 1 Leiter von Kindertagesstätten 
mit einer Durchschnittsbelegung von mindes
tens 130 Plätzen. 

10 2 Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anord
nung als ständige Vertreter von Leitern von 
Kindertagesstätten 
mit einer Durchschnittsbelegung von mindes
tens 180 Plätzen bestellt sind. 

10 3 Leiter von Kindertagesstätten 
mit einer Durchschnittsbelegung von mindes
tens 100 Plätzen. 

10 4 Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anord
nung als ständige Vertreter von Leitern von Kin
dertagesstätten 
mit einer Durchschnittsbelegung von mindes
tens 130 Plätzen bestellt sind. 

9b 1 Leiter von Kindertagesstätten 
mit einer Durchschnittsbelegung von mindes
tens 70 Plätzen. 

9b 2 Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anord
nung als ständige Vertreter von Leitern von 
Kindertagesstätten  
mit einer Durchschnittsbelegung von mindes
tens 100 Plätzen bestellt sind. 
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Entgelt
gruppe 

Fall
gruppe 

Tätigkeitsmerkmal 

9b 3 Leiter von Kindertagesstätten  
mit einer Durchschnittsbelegung von mindes
tens 40 Plätzen. 

9b 4 Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anord
nung als ständige Vertreter von Leitern von 
Kindertagesstätten 
mit einer Durchschnittsbelegung von mindes
tens 70 Plätzen bestellt sind. 

8 1 Leiter von Kindertagesstätten. 

8 2 Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anord
nung als ständige Vertreter von Leitern von 
Kindertagesstätten  
mit einer Durchschnittsbelegung von mindes
tens 40 Plätzen bestellt sind. 

12  Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung und entsprechender Tätigkeit so
wie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleich
wertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben,  
deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit 
verbundenen Verantwortung erheblich aus der 
Entgeltgruppe 11 heraushebt. 

11  Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung und entsprechender Tätigkeit so
wie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleich
wertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben, 
deren Tätigkeit sich durch besondere Schwie
rigkeit und Bedeutung aus der Entgeltgruppe 
9b Fallgruppe 1 heraushebt. 

10  Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung und entsprechender Tätigkeit so
wie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleich
wertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben,  
deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drit
tel durch besondere Schwierigkeit und Bedeu
tung aus der Entgeltgruppe 9b Fallgruppe 1 
heraushebt. 
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Entgelt
gruppe 

Fall
gruppe 

Tätigkeitsmerkmal 

9b 1 Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung und entsprechender Tätigkeit so
wie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleich
wertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben,  
mit schwierigen Tätigkeiten. 
(Hierzu Protokollerklärung) 

9b 2 Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung und entsprechender Tätigkeit so
wie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleich
wertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

8  Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung 
und entsprechender Tätigkeit. 

8  Beschäftigte in der Tätigkeit von Sozialarbei
tern/Sozialpädagogen mit staatlicher Anerken
nung. 

Abschnitt 2: Sozialarbeiter/Sozialpädagogen, Heilpädagogen 

Entgelt
gruppe 

Fall
gruppe 

Tätigkeitsmerkmal 

12  Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung und entsprechender Tätigkeit so
wie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleich
wertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben,  
deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit 
verbundenen Verantwortung erheblich aus der 
Entgeltgruppe 11 heraushebt. 

11  Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung und entsprechender Tätigkeit so
wie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleich
wertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben,  
deren Tätigkeit sich durch besondere Schwie
rigkeit und Bedeutung aus der Entgeltgruppe 
9b Fallgruppe 1 heraushebt. 

10  Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung und entsprechender Tätigkeit so
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Entgelt
gruppe 

Fall
gruppe 

Tätigkeitsmerkmal 

wie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleich
wertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben,  
deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drit
tel durch besondere Schwierigkeit und Bedeu
tung aus der Entgeltgruppe 9b Fallgruppe 1 
heraushebt. 

9b 1 Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung und entsprechender Tätigkeit so
wie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleich
wertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben,  
mit schwierigen Tätigkeiten.  
(Hierzu Protokollerklärung) 

9b 2 Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung und entsprechender Tätigkeit so
wie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleich
wertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

8  Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung 
und entsprechender Tätigkeit. 

8  Beschäftigte in der Tätigkeit von Sozialarbei
tern/Sozialpädagogen mit staatlicher Anerken
nung. 

Protokollerklärung 
Schwierige Tätigkeiten sind z. B. die 
a) Beratung von Suchtmittel-Abhängigen,  
b) Beratung von HIV-Infizierten oder an AIDS erkrankten Personen,  
c) Koordinierung der Arbeiten mehrerer Beschäftigter mindestens der Ent

geltgruppe 9a. 

Abschnitt 3: Erzieherinnen, Kinderpflegerinnen 

Entgelt
gruppe 

Fall
gruppe 

Tätigkeitsmerkmal 

9a  Erzieherinnen mit staatlicher Anerkennung und 
entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Be
schäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähig
keiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben,  
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Entgelt
gruppe 

Fall
gruppe 

Tätigkeitsmerkmal 

mit fachlich koordinierenden Aufgaben für min
destens drei Beschäftigte mindestens der Ent
geltgruppe 8 Fallgruppe 1.  
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 

8 1 Erzieherinnen mit staatlicher Anerkennung und 
entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Be
schäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähig
keiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben,  
mit besonders schwierigen fachlichen Tätigkei
ten. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3) 

8 2 Erzieherinnen mit staatlicher Anerkennung und 
entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Be
schäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähig
keiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben,  
in Schulkindergärten, Vorklassen oder Vermitt
lungsgruppen für nicht schulpflichtige Kinder.  
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 2 und 4) 

6  Erzieherinnen mit staatlicher Anerkennung und 
entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Be
schäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähig
keiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 

5 1 Kinderpflegerinnen mit staatlicher Anerken
nung oder mit staatlicher Prüfung und entspre
chender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, 
die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ih
rer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben,  
mit schwierigen fachlichen Tätigkeiten. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 5) 

5 2 Beschäftigte in der Tätigkeit von Erzieherinnen 
mit staatlicher Anerkennung. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 

3  Kinderpflegerinnen mit staatlicher Anerken
nung oder mit staatlicher Prüfung und entspre
chender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, 
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Entgelt
gruppe 

Fall
gruppe 

Tätigkeitsmerkmal 

die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ih
rer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben. 

2  Beschäftigte in der Tätigkeit von Kinderpflege
rinnen mit staatlicher Anerkennung. 

Protokollerklärungen: 
Nr. 1 Als entsprechende Tätigkeit von Erzieherinnen gilt auch die Betreuung 

von über 18-jährigen Personen (z. B. in Einrichtungen für behinderte 
Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder für Obdachlose). 

Nr. 2 Nach diesem Tätigkeitsmerkmal eingruppiert sind auch 
a) Kindergärtnerinnen und Hortnerinnen mit staatlicher Anerkennung 

oder staatlicher Prüfung,  
b) Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen, die in Kinderkrippen 

tätig sind. 
Nr. 3 Besonders schwierige fachliche Tätigkeiten sind z. B. die 

a) Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungsgruppen, denen be
sondere Aufgaben in der gemeinsamen Förderung behinderter und 
nicht behinderter Kinder zugewiesen sind) mit einem Anteil von 
mindestens einem Drittel von behinderten Kindern im Sinne des § 2 
SGB IX in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung, 

b) Tätigkeiten in Gruppen von behinderten Menschen im Sinne des 
§ 2 SGB IX oder von Kindern und/oder Jugendlichen mit wesentli
chen Erziehungsschwierigkeiten, 

c) Tätigkeiten in Jugendzentren/Häusern der offenen Tür, 
d) Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen, 
e) fachlichen Koordinierungstätigkeiten für mindestens vier Beschäf

tigte mindestens der Entgeltgruppe 6, 
f) Tätigkeiten einer Facherzieherin mit einrichtungsübergreifenden 

Aufgaben. 
Nr. 4 Die Tätigkeit setzt voraus, dass überwiegend Kinder, die im nächsten 

Schuljahr schulpflichtig werden, nach einem speziellen pädagogischen 
Konzept gezielt auf die Schule vorbereitet werden. 

Nr. 5 Schwierige fachliche Tätigkeiten sind z. B. 
a) Tätigkeiten in Einrichtungen für behinderte Menschen im Sinne des 

§ 2 SGB IX und in psychiatrischen Kliniken,  
b) allein verantwortliche Betreuung von Gruppen z. B. in Randzeiten,  
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c) Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungsgruppen, denen be
sondere Aufgaben in der gemeinsamen Förderung behinderter und 
nicht behinderter Kinder zugewiesen sind) mit einem Anteil von 
mindestens einem Drittel von behinderten Kindern im Sinne des § 2 
SGB IX in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung,  

d) Tätigkeiten in Gruppen von behinderten Menschen im Sinne des 
§ 2 SGB IX oder in Gruppen von Kindern und/oder Jugendlichen 
mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten,  

e) Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen. 

11. Übergangsregelung für Beschäftigte mit besonderen körperlich/handwerklich 
geprägten Tätigkeiten:  

Für Beschäftigte im Sinne des § 1 Abs. 1 und 2, die eines der nachstehend auf
geführten Tätigkeitsmerkmale erfüllen, gilt Folgendes: 

a) 1Die Beschäftigten, deren Arbeitsverhältnis zum Bund über den 31. De
zember 2013 hinaus fortbesteht, und die am 1. Januar 2014 unter den 
Geltungsbereich des TVöD fallen, bleiben für die Dauer der unverändert 
auszuübenden Tätigkeit in der bisherigen Entgeltgruppe eingruppiert. 2Die 
Protokollerklärung zu § 25 Abs. 1 gilt entsprechend.  

b) 1Für Eingruppierungen nach dem 31. Dezember 2013 gelten für Beschäf
tigte mit körperlich/handwerklich geprägten Tätigkeiten bis zu einer Neure
gelung die folgenden Tätigkeitsmerkmale. 2§ 2 Abs. 3 Tarifvertrag über die 
Entgeltordnung des Bundes gilt entsprechend. 

Entgelt
gruppe 

Fall
gruppe 

Tätigkeitsmerkmal 

9a 1 Beschäftigte mit körperlich/handwerklich ge
prägten Tätigkeiten mit abgeschlossener ein
schlägiger Berufsausbildung in einem aner
kannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbil
dungsdauer von mindestens dreieinhalb Jah
ren, die als Bediener von CNC-gesteuerten 
Maschinen komplizierte Werkstücke aus ver
schiedenen Materialien herstellen und dafür 
selbstständig nach Fertigungsunterlagen Ar
beitsablaufprogramme ergänzen, Maschinen
programme eingeben, testen und fahren sowie 
Programmfehler feststellen und beseitigen. 
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Entgelt
gruppe 

Fall
gruppe 

Tätigkeitsmerkmal 

9a 2 Beschäftigte mit körperlich/handwerklich ge
prägten Tätigkeiten mit abgeschlossener ein
schlägiger Berufsausbildung in einem aner
kannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbil
dungsdauer von mindestens dreieinhalb Jah
ren, die bei Einsatz von Laserschneidtechnik 
und Lasergraviertechnik selbstständig Arbeits
ablaufprogramme ergänzen, eingeben, testen 
und fahren sowie Programmfehler feststellen 
und beseitigen. 

8 1 Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 als Werk
zeugmacher für die Anfertigung und Unterhal
tung komplizierter Werkzeuge. 

8 2 Bohrwerkdreher mit abgeschlossener einschlä
giger Berufsausbildung in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer 
von mindestens drei Jahren an Bohrwerken, 
die mehrere Arbeitsgänge gleichzeitig erledi
gen, wenn sie die erforderlichen Werkzeuge 
selbst einstellen. 

7 1 Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 als Werk
zeugmacher für die Anfertigung und Unterhal
tung von Werkzeugen. 

7 2 Beschäftigte mit körperlich/handwerklich ge
prägten Tätigkeiten mit abgeschlossener ein
schlägiger Berufsausbildung in einem aner
kannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbil
dungsdauer von mindestens drei Jahren als 
Einrichter. 
Protokollerklärung 
Einrichter sind Beschäftigte, die Werkzeuge 
schleifen und Maschinen einzurichten haben. 

6  Beschäftigte mit körperlich/handwerklich ge
prägten Tätigkeiten mit abgeschlossener ein
schlägiger Berufsausbildung in einem aner
kannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbil
dungsdauer von mindestens drei Jahren als 
Werkzeugmacher. 

12. Für Hausmeister des Auswärtigen Amtes, die mit einer Tätigkeit der Lohn
gruppe 4 Fallgruppe 5.6 des Lohngruppenverzeichnisses des Bundes zum 
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MTArb und mit einer Zuordnung zur Entgeltgruppe 5 gemäß dem fünften Ab
schnitt in den TV EntgO Bund übergeleitet werden und die der Rotation unterlie
gen, gilt abweichend von Teil III Abschnitt 23 der Anlage 1 TV EntgO Bund, 
dass sie bei nach dem 31. Dezember 2013 veranlassten Arbeitsplatzwechseln 
und erneuter Übertragung der Tätigkeit als Hausmeister in Entgeltgruppe 5 ein
gruppiert sind, sofern die neu übertragene Tätigkeit bei Fortgeltung des bis zum 
31. Dezember 2013 geltenden Eingruppierungsrechts zur Zuordnung zur Ent
geltgruppe 5 geführt hätte. 

Berlin, den 13. September 2005 
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